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1 Einleitung (Yasemin Karakaşoğlu)  

In diesem Arbeitspapier präsentieren wir Schlaglichter auf eine Fachtagung, zu der wir Vertre-
ter:innen aus der Erziehungswissenschaftlichen Migrationsforschung sowie der pädagogi-
schen und administrativen Praxis und Politikberatung eingeladen haben, mit uns über ihre 
Erfahrungen an der Schnittstelle dieser Tätigkeitsfelder bezogen auf Schulentwicklung und 
Lehrer:innenbildung in der Migrationsgesellschaft zu diskutieren. Die Tagung fand am 13. und 
14. November 2025 an der Universität Bremen statt. Es war eine im Format besondere Ta-
gung, mit kurzen Impulsbeiträgen und langen Diskussionszeiten, in denen sich ca. 50 erzie-
hungswissenschaftliche Migrationsforscher:innen und Praktiker:innen mit generational 
durchaus unterschiedlichen Erfahrungshintergründen kritisch mit dem Verhältnis von Fakten, 
Fehlinformationen und Narrativen in der Darstellung und Rezeption der Forschung auseinan-
dergesetzt haben.  

Einige Referent:innen haben uns ihre Diskussionsimpulse zur Veröffentlichung zur Verfügung 
gestellt, bei anderen haben wir auf die Zusammenfassungen ihrer Beiträge in den anschlie-
ßenden Diskussionen zurückgegriffen, so dass wir hier Einblicke in eine öffentliche Podiums-
diskussion, eine Keynote sowie Beiträge und Diskussionen aus vier thematisch fokussierten 
nicht-öffentlichen Symposien geben können. 

Das vorgelegte Arbeitspapier versucht auf dieser Grundlage die Inhalte und Diskussionen mög-
lichst pointiert und anregend nachzuzeichnen, ohne dabei den Anspruch zu haben, die Inhalte 
und Impulse der gesamten Veranstaltung vollständig wiederzugeben. Dabei behalten wir den 
prägnanten, nur von wenigen wesentlichen weiterführenden Literaturhinweisen begleiteten 
Stil bei, den wir uns für die Tagung gewünscht hatten. Mit diesem, im Wissenschaftsbetrieb 
eher ungewöhnlichen Format, verbinden wir die Hoffnung, interessierte Lesende anzuregen, 
die hier formulierten Überlegungen und Ideen weiterzudenken. 

Die Migrationsgesellschaft ist – das hat der Bundestagswahlkampf 2025 erneut gezeigt – auch 
25 Jahre nach offiziellem, politischen Eingeständnis Deutschlands, ein Einwanderungsland zu 
sein, eine politisch hart umkämpfte Realität. Wir erleben, dass den etablierten migrations-
feindlichen, vielfach rassistischen Narrativen mit Faktenchecks, die auf wissenschaftlichen Er-
kenntnissen beruhen, im öffentlichen Bewusstsein und bei politischen Entscheidungsträ-
ger:innen nur schwer zu begegnen ist. Diese Erfahrung teilen – wie wir bei der Tagung erneut 
feststellen konnten - viele, die sich im Transfer zwischen Wissenschaft, Bildungsadministration 
und pädagogischer Praxis engagieren.  

2005 wurde der Arbeitsbereich Bildung in der Migrationsgesellschaft am Fachbereich Erzie-
hungs- und Bildungswissenschaften der Universität Bremen gegründet. Seitdem befassen sich 
seine Mitglieder mit dem Spannungsverhältnis zwischen Befunden aus der erziehungswissen-
schaftlichen Migrationsforschung zu Bildung und Erziehung in der Migrationsgesellschaft, mit 
dem Schwerpunkt auf Schule und Lehrer:innenbildung und der gesellschaftlichen Praxis in die-
sem Feld. Wir haben Weggefährt:innen und Mitstreiter:innen aus den vergangenen über 20 
Jahren eingeladen, sich mit uns zu diesen Fragen intensiver auszutauschen. Die Tagung hatte 
damit auch zum Ziel, einen Beitrag zum solidarischen Empowerment für die Teilnehmenden 
in politisch aufgeladenen Zeiten zu leisten.  

Rückblickend haben wir uns daher selbstkritisch gefragt, was die erziehungswissenschaftliche 
Migrationsforschung mit ihren Impulsen hat beitragen können zur Verringerung von Bildungs-
ungleichheit (sozial wie rechtlich) und zu Einsichten in die Wirksamkeit von (familiären) Mig-
rationserfahrungen, rechtlichen Bedingungen und Rassismuserfahrungen, auch intersektional 
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verknüpft mit anderen Faktoren wie soziale Schicht oder Geschlecht, die Bildungsungleichheit 
bedingen. Aktuell sind wir alarmiert durch erstarkenden Rechtspopulismus und fragen uns, 
inwiefern die Lehrer:innenbildung hier ihrer Rolle gerecht wird bzw. werden kann, reflektierte, 
informierte, resiliente und damit in jeder Hinsicht professionelle Lehrkräfte für die demokra-
tisch, pluralistische Migrationsgesellschaft auszubilden, die in der Lage sind, ein bildungsge-
rechteres System mitzugestalten. 

Das Tagungsformat sah vor, nach einer öffentlichen Abendveranstaltung mit Diskussionsim-
pulsen, am Folgetag in thematisch fokussierten Symposien mit Kurzimpulsen und pointierten 
Kommentaren viel Raum für kritische Reflexion und anregende Diskussionen unter uns zu bie-
ten. Die Symposien befassten sich mit folgenden Themenfeldern: 

• Das Recht auf Bildung und seine (Nicht-)Umsetzung im Migrationskontext 

• Positionierungen vs. Neutralität als Aufgabe Lehrer:innenprofessionalität 

• Diskurse um Mehrsprachigkeit im digitalen Zeitalter 

• Transnationalität und Dekolonialität – Transformationanforderungen an Schule und Leh-
rer:innenbildung 

Die Veranstaltung endete mit einem Einblick in Praktiken, wie rassismuskritische und migrati-
onsgesellschaftliche Perspektiven an vier verschiedenen Standorten, namentlich Toronto/Ka-
nada, Wien/Österreich, Frankfurt/Deutschland und Fukuoka/Japan, in die Lehrer:innenbil-
dung integriert werden. Dabei interessierte uns besonders, auf welche Herausforderungen 
der Versuch, diese Perspektiven in der Lehrer:innenbildung strukturell zu verankern, trifft und 
wie diesen jeweils begegnet wird. Wir bedanken uns an dieser Stelle bei der Manfred- und 
Ursula-Fluss-Stiftung für die finanzielle Unterstützung, die uns die Durchführung der Tagung 
möglich gemacht hat.1  

  

                                                      
1 Die Mitarbeitenden des Arbeitsbereichs Bildung in der Migrationsgesellschaft bedanken sich auch herzlich bei 
den studentischen Mitarbeitenden Rosa Aziz, Nabil Bagdady, Hannah Dehning, Lucie Rugen und Việt Hương Trần 
für ihre Unterstützung bei der Organisation der Tagung. 
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2 Eröffnungsbeiträge: Fakten, Fakes und Narrative – Schule und Lehrer:in-
nenbildung in der Migrationsgesellschaft als umkämpfte Realität  

Die Fachtagung wurde am 13.11. mit der öffentlichen Diskussionsveranstaltung „Fakten, Fakes 
und Narrative – Schule und Lehrer:innenbildung in der Migrationsgesellschaft“ im Bremer 
Haus der Wissenschaft eröffnet. Zwei Impulsbeiträge von Prof. Dr. Rita Nikolai (Professur für 
Vergleichende Bildungsforschung, Universität Augsburg) und Prof. Dr. Mechtild Gomolla (Pro-
fessur für Interkulturelle Pädagogik und Bildungsgerechtigkeit, Pädagogische Hochschule 
Karlsruhe) sowie ein Kommentar von Saraya Gomis (Antidiskriminierungsexpertin, Leitung 
Stabstelle Kommunikation und Wissenstransfer des DeZIM-Instituts Berlin) stießen im Publi-
kum weitere Diskussionen an.  

Es folgen die kurze thematische Einstimmung der Moderatorin Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu 
(Professur für Bildung in der Migrationsgesellschaft/Interkulturelle Bildung, Universität Bre-
men) (2.1) sowie die Impulsbeiträge von Prof. Dr. Rita Nikolai (2.2) und Prof. Dr. Mechtild 
Gomolla (2.3). 

2.1 Eine kurze thematische Einstimmung (Yasemin Karakaşoğlu)  

Die Leistungsfähigkeit einer Klasse sinke, wenn der Anteil von Schüler:innen mit Migrations-
geschichte zu hoch sei - eine Migrant:innenquote sei vielleicht eine gute Lösung, um für alle 
ein leistungsfähiges Lernmilieu sicherzustellen, auch und gerade für die Migrant:innen selbst, 
die darüber besser Deutsch lernten. Diese Idee wird seit Bekanntwerden der Ergebnisse der 
PISA-Studie 2001, in der von einer Art kritischem Kipppunkt des Migrationsanteils die Rede 
war, wiederholt von der Politik artikuliert, erst kürzlich von Bundesbildungsministerin Prien.  

Deutschpflicht auf dem Schulhof sei eine gute Lösung, um den wertschätzenden Umgang mit-
einander zu fördern, Missverständnisse auszuräumen und so Konflikte zwischen Schüler:innen 
und zwischen Schüler:innen und Lehrer:innen zu verhindern. Dass Schüler:innen auf dem 
Schulhof nur Deutsch sprechen sollen, ist eine Praxis, die an Schulen immer noch weit verbrei-
tet ist – auch hier in Bremen – wie ich von meinen Studierenden in jährlichen Seminarumfra-
gen erfahre.  

Dies sind zwei Beispiele aus wiederkehrenden bildungspolitischen Diskursen, die eines ge-
meinsam haben: Sie basieren auf der Annahme, dass sich das etablierte System nicht an die 
Veränderung gesellschaftlicher Realitäten durch Migration anpassen muss, dass Wegorgani-
sation und Delegitimierung migrationsgesellschaftlicher Ausdrucksformen und Lebenserfah-
rungen wie Mehrsprachigkeit, transnationale Lebensorientierungen und religiöse Pluralität 
Gebot der Stunde seien, um das System vor den Migrant:innen zu schützen. Sie ignorieren 
damit die Faktizität migrationsgesellschaftlicher Diversität in Deutschland als allgegenwärtige 
Normalität, die sich u.a. darin ausdrückt, dass mehr als ein Viertel der Bevölkerung eine Ein-
wanderungsgeschichte hat. Das Festhalten an überkommenen Konzepten, nach denen Schule 
sich nur an einer homogen gedachten deutschen Nation ausrichten muss, führt dazu, dass 
Menschen, die nicht mit Deutsch als Erstsprache aufgewachsen sind oder die nicht in Deutsch-
land geboren wurden, Bildungserfolge nur unter erschwerten Bedingungen oder sogar gar 
nicht realisieren können.  

Die eingangs genannten Beispiele ignorieren empirische Erkenntnisse der erziehungs- und 
sprachwissenschaftlichen Migrationsforschung, die die Anerkennung der Migrationstatsache 
– offiziell immerhin bestätigt durch das Bekenntnis als Einwanderungsland Anfang der 2000er 
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Jahre – zum Ausgangspunkt ihrer Untersuchung zu Schulentwicklung und Lehrer:innenprofes-
sionalität unter diskriminierungskritischer und differenzsensibler Perspektive macht.  

Die Migrationsgesellschaft ist auch 25 Jahre nach dem offiziellen, politischen Eingeständnis, 
ein Einwanderungsland zu sein, eine politisch hart umkämpfte Realität. Das drückt sich in wie-
derholten pejorativen Anrufungen des Migrationsthemas in populistischen Politiker:innenäu-
ßerungen aus, zuletzt in der irritierenden Bemerkung von Kanzler Merz, die Sichtbarkeit von 
Migration im Stadtbild sei problematisch und dazu gäbe es einen gesellschaftlichen Konsens. 
Die Bemerkung steht für den kontinuierlich bestehenden Wunsch, dass migrationsgesell-
schaftliche Realitäten verschwinden oder zumindest durch Anpassung an eine sog. deutsche 
Leitkultur unsichtbar werden sollten. Ein weiterer Begriff, mit dem Friedrich Merz schon im 
Jahr 2000 und wiederholt im Jahr 2023 entsprechende Debatten ausgelöst hat, ist der Rekurs 
auf eine diffuse (christlich-abendländische) „Leitkultur“, die in Deutschland gelte und an die 
sich die Zugewanderten anzupassen hätten. 

Den so etablierten migrationsfeindlichen, vielfach rassistischen Narrativen ist mit Fakten-
checks, die auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, im öffentlichen Bewusstsein und 
bei politischen Entscheidungsträger:innen nur schwer zu begegnen. Diese Erfahrung teilen 
viele, die sich im Transfer zwischen Wissenschaft, Bildungsadministration und pädagogischer 
Praxis engagieren.  

Aktuell sind wir alarmiert durch erstarkenden Rechtspopulismus und fragen uns, inwiefern die 
Lehrer:innenbildung hier ihrer Rolle gerecht wird bzw. werden kann, reflektierte, informierte, 
resiliente und damit in jeder Hinsicht professionelle Lehrkräfte für die Migrationsgesellschaft 
auszubilden, für die der Einsatz für Demokratie und Menschenrechte selbstverständlich zur 
pädagogischen Grundhaltung gehört. 

Ein Auszug aus der Anfang November veröffentlichten Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung (Zick et al. 2025) verdeutlicht die Brisanz der Entwicklung in diesem Bereich, die sich in 
quantitativen Zahlen ausdrücken lässt.  

„Vor diesem Hintergrund lässt sich in der Zusammenschau ein bedenkliches Ergebnis for-
mulieren: Es deutet sich hier eine Normalisierung antidemokratischer Schulvorstellungen 
an, und Schule könnte potenziell an einen Kipppunkt für die Demokratie gelangen. Darauf 
weisen hin: 

• die insgesamt hohe Zustimmung der Befragten zu Disziplin und Gehorsam, 

• die dabei auffällige klare oder auch »teils/teils«-Offenheit für eine autoritär 

ausgerichtete Schule auch bei Befragten, die sich nicht eindeutig »rechts« 

positionieren, 

• zugleich die statistisch überzufälligen Zusammenhänge zwischen der Zustimmung zu 

dieser Schulvorstellung und antidemokratischen Einstellungen. 

Diese sind insbesondere bei rechtsextremen Einstellungen, Gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit, Autoritarismus, Gewaltbilligung und – negativ – einer liberalen Orientierung 
in keinem anderen Bildungsitem so stark wie bei der autoritär ausgerichteten Schule […] 
Wenn in Demokratien Schule einem nationalistisch verstandenen autoritären Schulmodell 
geopfert würde, dann kippt die Demokratie. Denn: Keine Demokratie ohne (zukünftige) 
Demokrat:innen“ (Achour/Höppner 2025, S. 338). 
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Wir wollen das Spannungsfeld zwischen migrationsgesellschaftlicher Faktizität auf der einen 
und ihrer Ignoranz bzw. Dämonisierung – Naika Foroutan hatte dies kürzlich bei einer Konfe-
renz in Berlin treffend als eine „wiederkehrende Zombie-Debatte“ bezeichnet – auf der ande-
ren Seite genauer in den Blick nehmen und nach Folgen für die Schule und Lehrer:innenbil-
dung fragen – wohl wissend, dass es eben diese Polarisierung ist, die politische Polarisierungs-
unternehmer:innen, wie Steffen Mau sie nennt, gezielt hervorrufen, um sie für ihre antidemo-
kratischen Interessen zu kapitalisieren (Mau et al. 2023, S. 375).  

Für die Diskussionsveranstaltung zum Auftakt der Fachtagung haben wir drei Kolleginnen als 
Impulsgeberinnen und Kommentatorin eingeladen, die zwei – für die polarisierte Debatte um 
Migration und Bildung – wesentliche Phänomene in den Blick nehmen, die nicht getrennt von-
einander zu betrachten sind:  

1. Der Versuch des ideologischen Zugriffs rechter Kräfte auf die Schule, um eine 

nationalistische und autoritäre Politik zu ermöglichen, in der gesellschaftliche Vielfalt 

verdrängt oder unterdrückt wird und 

2. Eine marktförmige Perspektive, die Schulen wie Fabriken zur Produktion 

unternehmensrelevanter Kompetenzen bei Schüler:innen betrachtet, deren Output 

dann quantitativ gemessen werden muss, dabei demokratietheoretische Grundlagen 

und Ziele von Bildung ausblendend. 

Diese beiden Phänomene verstärken sich gegenseitig und können so besonders demokratie-
destruktiv wirksam werden, wie die Mitte-Studie (Zick et al. 2025) warnend verdeutlicht. So 
bemächtigen sich rechtsradikale politische Kräfte solcher – auch in liberal-konservativen Par-
teien und Verbänden (etwa Philologenverband) aus dem Mainstream – bespielter Themen, 
wie des gegliederten Schulsystems, des Ausbaus von Förderschulen und Rückbaus der Inklu-
sion, der Einführung sogenannte „Migrantenquoten“ in Schulklassen, des Festhaltens an der 
Leistungsselektion nach Schulformen, des Genderverbots als „Sprachdiktatur“ und des Neut-
ralitätsgebots (Achour/Höppner 2025, S. 346). Dies geschieht nicht selten unter Berufung auf 
den sog. „gesunden Menschenverstand“, die Einsicht in allgegenwärtig erfahrbare gesell-
schaftliche Realitäten und mit dem Ziel, bestimmte Personengruppen auszugrenzen und ab-
zuwerten und trägt zur Normalisierung rechter Ideologien im Bildungsbereich bei. 

Literatur 

Achour, Sabine/Höppner, Anja (2025). Schule als ideologische Kampfarena oder Rettungsan-
ker der Demokratie? Schul- und Bildungsvorstellungen in der Mitte. In: Zick, A./ Beate, K./ 
Mokros, N./ Eden, M. (Hrsg.): Die angespannte Mitte. Rechtsextreme und demokratiegefähr-
dende Einstellungen in Deutschland 2024/25. Bonn: Dietz Verlag.  
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2.2 Schulpolitische Vorstellungen der AfD: Zwischen autoritär-nationalistischer Kulturpo-
litik und erinnerungspolitischem Tabubruch (Rita Nikolai) 

Schulpolitik ist ein zentrales Feld symbolischer Auseinandersetzung – und dies gilt nicht zuletzt 
auch für die Debatten um die Migrationsgesellschaft in Deutschland, die eine politisch um-
kämpfte Realität ist. Themen von Zugehörigkeit und Identität werden in schulpolitischen De-
batten verhandelt und beeinflussen das Miteinander im Unterricht an Schulen. Die AfD als 
„extrem rechte und populistische Partei“ (Nikolai et al. 2025, S. 61) gewinnt zunehmend an 
parlamentarischer Stärke, ist bislang jedoch (Stand Januar 2026) noch an keiner Regierung im 
Bund oder auf Ebene der Bundesländer beteiligt. Eine politische Wirkmacht der AfD in der 
Schulpolitik ist jedoch nicht allein an eine Regierungsbeteiligung gebunden. Denn es gelingt 
ihr, schulpolitische Debatten zu beeinflussen: Sie setzt Themen (z. B. zur politischen Neutrali-
tät von Schulen oder zur Schulpflicht), baut Netzwerke mit parteinahen und zivilgesellschaft-
lichen Akteuren (darunter Elterninitiativen) auf und mobilisiert über parlamentarische Initia-
tiven, Kampagnen und soziale Medien. Die AfD nutzt auf diese Weise Schulpolitik strategisch, 
um eine autoritär-nationalistische Schulpolitik zu etablieren, die Vielfalt, Gleichwertigkeit, Dif-
ferenzsensibilität bis hin zum Eintreten für die freiheitlich-demokratische Grundordnung des 
deutschen Grundgesetzes infrage stellt. 

Der Beitrag formuliert vor diesem Hintergrund vier Thesen, mit denen zentrale schulpolitische 
Positionen und Argumentationsmuster der AfD herausgearbeitet werden. Die Thesen beruhen 
auf Analysen von Wahlprogrammen (Gawert et al. 2025; Nikolai et al. 2025; Saur et al. 2026) 
sowie von Parlamentsdokumenten (Nikolai et al. i.E.).2 

These 1 | Die AfD nutzt Schulpolitik strategisch als Instrument eines Kulturkampfes 

In ihren Wahlprogrammen und parlamentarischen Aktivitäten konzentriert die AfD ihren 
schulpolitischen Fokus gezielt auf Unterrichtsinhalte (Nikolai et al. 2025; Nikolai et al. i.E.), da 
diese nicht nur besonders konfliktträchtig und medial wirksam sind, sondern auch gesell-
schaftliche Werte, Identitätsvorstellungen und Geschichtsbilder transportieren und zugleich 
vergleichsweise niedrigschwellig politisch steuerbar sind. Im Unterschied zu Fragen der Schul-
pflicht, der Schulstruktur oder des Zugangs zu Schulformen (z. B. (nicht) verbindliche Grund-
schulempfehlung) können Unterrichtsinhalte über ministerielle Verordnungen verändert wer-
den und bedürfen keiner schulgesetzlichen Entscheidungen des Parlaments. 

Der kulturkämpferische Zugriff der AfD auf Schulpolitik zeigt sich in der Auswahl und Zuspit-
zung von Unterrichtsinhalten: Sie lehnt eine pluralitätsorientierte Sexualpädagogik ab, fordert 
die Reaktivierung bzw. Stärkung des Fachs Heimatkunde mit einer Betonung von Nation und 
kultureller Homogenität und setzt sich für erinnerungspolitische Verschiebungen im Ge-
schichtsunterricht ein. Die starke Fokussierung auf Heimatvermittlung kann als Gegenkonzept 
zu Diversität und Multikulturalismus verstanden werden. Die Thematisierung von Geschlecht, 
Migration, Flucht und Vertreibung sowie kolonialer und postkolonialer Geschichte deutet die 
AfD wiederholt als „Indoktrination“ (Nikolai et al. i.E.) und fordert politische Zurückhaltung 
von Lehrkräften. Auf diese Weise werden pädagogische Professionalität und demokratische 
Bildungsaufträge delegitimiert, Lehrkräfte verunsichert und schulische Debatten unter dem 
Vorwand politischer Neutralität systematisch begrenzt (ebd.). 

                                                      
2 Der Beitrag im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Projekts zur Schulpolitik 
der AfD (Förderkennzeichen: NI 1371/6–1). 
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These 2 | Die AfD zielt auf erinnerungspolitische Verschiebungen und verbindet diese mit ei-
nem Tabubruch im Geschichtsunterricht 

Für den Geschichtsunterricht an Schulen nimmt die AfD eine Umdeutung vor: So fordert sie, 
dass Themen der nationalsozialistischen Herrschaft und der Shoah weniger im Unterricht the-
matisiert werden sollen zugunsten einer stärkeren Fokussierung auf das 19. Jahrhundert. Ein 
Fokus auf dieses Jahrhundert mit der Reichsgründung von 1871 und der nationalstaatlichen 
Einigung ermöglicht der AfD die Erzählung von kultureller Homogenität ohne mit Fragen von 
Schuld, Verantwortung und Zivilisationsbruch in der Beschäftigung mit dem Nationalsozialis-
mus und Shoah konfrontiert zu sein. Die Forderungen der AfD nach einer anderen Fokussie-
rung des Geschichtsunterrichts gehen einher mit erinnerungspolitischen Umdeutungen, wie 
sie in Aussagen einer „erinnerungspolitische[n] Wende um 180 Grad“ oder die Charakterisie-
rung der Zeit des Nationalsozialismus (1933–1945) als „Vogelschiss“ von führenden AfD-Funk-
tionären deutlich werden (hierzu Nikolai et al. 2025, S. 65f.; Saur et al. 2026, S. 103). Solche 
erinnerungspolitischen Umdeutungen verweisen nicht nur auf eine antisemitische Grundhal-
tung der Partei (Saur et al. 2026), sondern auch auf eine zunehmend nationalistische Positio-
nierung, die sich in schulpolitischen Forderungen nach einer Stärkung von Heimatvermittlung 
sowie einer Neuausrichtung des Geschichtsunterrichts niederschlägt.  

Die skizzierten Positionen stellen einen pädagogischen Tabubruch dar, da sie Adornos katego-
rischem Imperativ, „daß Auschwitz nicht noch einmal sei“ (Adorno, 1971/2020, S. 88), wider-
sprechen und die normativen Grundlagen demokratischer Holocaust-Education unterminie-
ren. 

These 3 | Die AfD instrumentalisiert den Begriff politischer Neutralität, um demokratische Bil-
dung zu delegitimieren und pädagogische Professionalität von Lehrkräften infrage zu stellen 

Die AfD propagiert ein Schulverständnis, das eine ethnisch-kulturell homogene und nationale 
Identität über kritische Reflexion und demokratische Auseinandersetzung stellt. Die AfD nutzt 
den Neutralitätsbegriff strategisch, um Demokratiebildung, die Berücksichtigung von Vielfalt 
sowie pädagogisches Handeln an Schulen gegen diskriminierende und menschenfeindliche 
Positionen zu delegitimieren und schulische Praxis pauschal als potenziell rechtswidrig, par-
teipolitisch motiviert oder indoktrinierend darzustellen. Politische Bildung erscheint als „In-
doktrination“ (z. B. Antrag der AfD Sachsen-Anhalt vom 20.9.2025, Landtag Sachsen-Anhalt, 
Drs. 8/6015) und Lehrkräfte werden als potenzielle Neutralitätsverletzer:innen dargestellt. 

These 4 | Die AfD lehnt die Anerkennung der Migrationsgesellschaft als zentrale Rahmenbe-
dingung einer demokratischen Schule ab 

Die AfD erkennt die Migrationsgesellschaft nicht als gesellschaftliche Realität an, sondern deu-
tet sie schulpolitisch als Problem, Bedrohung oder Folge politischer Fehlentwicklungen (Ga-
wert et al. 2025). Von der AfD wird Migration nicht als Bestandteil pluraler Gesellschaften, 
sondern als Störfaktor für eine homogen gedachte nationale Gemeinschaft verhandelt (Niko-
lai et al. 2025). Damit richtet die Partei sich gegen demokratische Bildungsaufträge, die auf 
Anerkennung, Gleichwertigkeit und Teilhabe in einer migrationsgesellschaftlich geprägten 
Schule zielen (Nikolai et al. i.E.). Die AfD weist diese Realität einer Migrationsgesellschaft zu-
rück und setzt stattdessen auf Homogenität und kulturelle Abgrenzung (Saur et al. 2026). 

Schulpolitik dient der AfD als Instrument zur Durchsetzung einer autoritär-nationalistischen 
Agenda. Das Neutralitätsverständnis der AfD unterläuft die Grundlagen demokratischer Bil-
dung, indem es Lehrkräfte verunsichert, politische Kontroversen delegitimiert und somit poli-
tische Bildung im Sinne einer kritischen Urteilsbildung untergräbt. In der Folge besteht die 



 Tagungsdokumentation: Fakten, Fakes und Narrative  

11 
 

Gefahr, dass Lehrkräfte politische Themen meiden – nicht aus pädagogischer Abwägung, son-
dern aus Angst vor politischer Denunziation oder disziplinarischen Konsequenzen. Dabei ist es 
gerade Aufgabe von Lehrkräften für die freiheitlich demokratische Grundordnung des Grund-
gesetzes einzutreten – und dies sollten sie sich nicht von der AfD nehmen lassen. 
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2.3 Fakten, Mythen, Narrative. Welche Daten braucht eine inklusions- und demokratie-
orientierte Schulentwicklung in der Migrationsgesellschaft wirklich? (Mechtild 
Gomolla) 

Bei wachsendem Rassismus, extrem rechten und demokratiefeindlichen Tendenzen – ein-
schließlich der Verunsicherungskampagnen der AfD in Bezug auf ein vermeintliches „Neutra-
litätsgebot“ von Schule – wird an Lehrkräfte häufig eindringlich appelliert, wenn sich Kinder 
rassistisch oder antisemitisch äußern, nicht wegzuschauen – Menschenrechte und Demokra-
tie seien „in der ganzen Schule zu leben“, so z.B. kürzlich Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier in einem Interview (Boldebruck 2025). Bei solchen Appellen wird jedoch selten erwähnt, 
dass die Schule als nationalstaatlich verfasste Institution – mit ihren historisch gewachsenen 
Organisationsformen, Regulierungen, Routinen, Normen und Wissensbeständen – in gesell-
schaftliche Macht- und Ungleichheitsverhältnisse aktiv involviert ist. Der aktuelle Ruf nach po-
litischer Bildung wird kaum mit Fragen der Diskriminierung, nach „Migrationshintergrund“, 
sozialer Herkunft, Gender oder Behinderung verknüpft, welche die Schulrealität vieler Kinder 
und Eltern prägen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich die Ablösung der für die Bildungsexpansion der Nach-
kriegsjahrzehnte charakteristischen Input-Steuerung durch die sogenannte Output-Steuerung 
im Schulsystem genauer betrachten. Diese neoliberal und sparpolitisch inspirierten Reformen 
basieren auf der Verknüpfung von Schulautonomie mit einer strafferen zentralen Lenkung der 
Schulentwicklung. Die Hauptinstrumente sind Schulleistungsvergleiche, Bildungsstandards, 
kompetenzorientierter Unterricht und indikatorenbasiertes Bildungsmonitoring – Politik und 
Praxis sollen auf empirische Forschungsergebnisse gestützt bzw. „evidenzbasiert“ gestaltet 
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werden. In Form von fünf Thesen möchte ich zeigen, dass mit der Einführung der datenbasier-
ten Steuerung Bildungsgerechtigkeit zwar systematischer als zuvor auf die Agenda gesetzt 
wurde. Die damit eingeführten Instrumente und als relevant erachteten „Fakten“ tragen je-
doch zu einer Depolitisierung des Diskurses bei. Pluralitäts- und demokratieorientierte The-
men werden unter der Hand aus der Schulwirklichkeit verdrängt.  

These 1 | International dominante Formen datenbasierter Steuerung verstärken Bildungsun-
gleichheit und eine schleichende Entdemokratisierung von Schule 

In den Sozialstaatsreformen der 1990er Jahre hatte gerade die Idee, Gerechtigkeit und Effizi-
enz zu verbinden, datenbasierter Steuerung zum Durchbruch verholfen. Deren negative Fol-
gen unter Zielen der Inklusion, Gleichheit und Demokratie werden mittlerweile jedoch v.a. in 
angloamerikanischen Ländern kaum noch in Zweifel gezogen. Die internationalen Schulleis-
tungsvergleiche forcieren zudem eine Renationalisierung der Schulpolitik bzgl. der Vermitt-
lung von Geschichte, Kultur und Sprache, der Betonung von Staatsbürgerschaft, sozialer Ko-
häsion und ökonomischer Wettbewerbsfähigkeit. Zwar werden in Deutschland bisher die in 
den USA oder England üblichen „High-Stakes“ vermieden, d.h. Belohnungen und Bestrafungen 
für schulische Akteur:innen auf der Basis von getesteten Schulleistungen. Dennoch zeichnen 
sich vergleichbare Effekte ab, z.B. die Polarisierung in „gute Schulen“ und „Brennpunktschu-
len“ sowie die Segregation von Lernenden mit (Flucht-)Migrationsgeschichte, aus materiell 
armen Familien und/oder mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Die Ökonomisierung und 
die Standards- und Kompetenzorientierung ziehen Beschneidungen der Breite des Curricu-
lums und der Bildungsziele nach sich, z.B. die Reduktion politischer Bildung als eigenes Fach 
und fächerübergreifende Aufgabe. Eine schwindende Orientierung an längerfristigen Bil-
dungsprozessen mindert v.a. die Chancen deprivilegierter Schüler:innen.  

These 2 | Rückkehr zu zielgruppen- und defizitorientierten Förderangeboten 

Im Maßnahmenkatalog der KMK u.a. Gremien in Reaktion auf die PISA-2000-Studie wird die 
sprachliche Bildung zu Recht systematischer als zuvor als Spezial- und Querschnittsaufgabe 
verankert. Es fällt jedoch auf, dass beinahe alle Maßnahmen dem Erwerb von Deutsch als 
Zweitsprache dienen sollen. Auch Herkunftssprachen und die „interkulturelle Orientierung“ 
von Bildungsangeboten, Arbeitsweisen und Qualifizierung des Personals werden zum Hilfsmit-
tel der Förderung von Deutschkenntnissen. Betonte der KMK Beschluss „Interkulturelle Bil-
dung und Erziehung in der Schule“ von 1996 noch die Entwicklung von kritischem Urteilsver-
mögen, werteorientiertem Handeln und klaren Haltungen der Fachkräfte „gegen Intoleranz 
und Diskriminierung“ in Schule und Gesellschaft, werden diese Aspekte Anfang der 2000er 
Jahre bewusst fallen gelassen. Gleiches gilt für den politischen Bildungsauftrag (u.a. Reflexion 
von Zugehörigkeitsordnungen, Rassismuskritik). Interkulturelle Kompetenz und Bildung wer-
den nicht mehr als Teil der Allgemeinbildung sondern als Förderpädagogik definiert und auf 
Lernende und Schulen mit besonderen Bedarfen („belastete Schulen“) beschränkt (zit.n. 
Gomolla 2024, S. 16).  

Solche semantischen Verschiebungen und normativen Umwertungen sind in der neuen Steu-
erungsrationalität angelegt. Vorrang haben die Qualifikation als Zweck von Bildung und die 
Leistungsoptimierung. Belange der Sozialisation oder Subjektentwicklung, die jedem Bildungs-
geschehen ebenfalls inhärent sind, sind kaum noch diskutierbar (Biesta 2010), z.B. die Rele-
vanz von Herkunftssprachen für die Identitätsentwicklung von Lernenden und aus Gründen 
der Gleichbehandlung. In der funktionalen Logik der Leistungssteigerung werden die Ziele der 
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Schulentwicklung zudem als konsensual präsentiert. Beides, die Abstraktion von den mehrdi-
mensionalen Zwecken von Bildung wie von der Kontroversität ihrer Ziele, lässt sich als folgen-
reiche Entpolitisierung beurteilen (Bellmann 2015).  

These 3 | De-Thematisierung von institutioneller Diskriminierung und Rassismus 

Dass ganze Themenkomplexe aus dem Blickfeld der datenbasierten Steuerung herausfallen, 
hängt mit der strikten Bevorzugung empirisch-quantitativer Forschungsdesigns zusammen. 
Statistische Analysen werden in den Dokumenten ausgiebig zitiert, während verfügbare qua-
litative Studien, welche Rassismus und institutionelle Diskriminierung sichtbar machen, keine 
Beachtung finden. Im Spiegel der theoretischen und empirischen Modellbildungen der Schul-
qualitätsforschung bleibt die Institution Schule eine „black box“. Die Ursachen für Misserfolg 
werden v.a. auf individuelle Fähigkeiten der Schüler:innen, v.a. ihre Deutschkenntnisse, sowie 
ökonomische und kulturelle Merkmale ihres Familienhintergrundes projiziert. Über die statis-
tische Kategorie des „Migrationshintergrundes“ wird dabei ein völkisches Abstammungskrite-
rium virulent. Der Grad der „sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Integration“ wird 
ebenso als Determinante von Schulleistung konzipiert (Bundesregierung 2007, S. 15; zit.n. 
Gomolla 2024, S. 17). Analog bilden Praxiskonzepte, welche eine diskriminierungskritische 
Schulentwicklung anvisieren, eine Leerstelle (z.B. KMK 2018a, b; Die Bundesregierung 2018; 
zit.n. Gomolla 2024, S. 18). 

Die Selektion und Legitimierung des für die Gestaltung schulischer Prozesse relevanten Wis-
sens lässt sich als indirekte Autorisierungsstrategie interpretieren, die „ihren politischen Cha-
rakter im Gewande wissenschaftlicher ‚Evidenz‘“ verbirgt (Bellmann 2015, S. 49). Ausgeschlos-
sen werden Erkenntnisse und Handlungsperspektiven, die nicht bei den „Anderen“ als Prob-
lem ansetzen, sondern an strukturellen Barrieren in Bildungsinstitutionen und Gesellschaft.  

These 4 | Individualisierung von Verantwortung für Teilhabe  

Sichtbarer Ausdruck dieser Tendenz sind die rasant anwachsenden Maßnahmen zur „Unter-
stützung von Eltern mit Migrationshintergrund“ – von Elterninformation, -qualifizierung und -
beratung bis zu verpflichtenden Integrationskursen für Neuzugewanderte aus Drittstaaten. 
Auch hier geht es vor allem um das sprachliche Lernen. Eltern soll „nachhaltig“ geholfen wer-
den, „ein stärkeres Interesse an Bildung und Schule zu entwickeln und ... die Bildungslaufbahn 
der Kinder aktiv zu begleiten“ (KMK 2006a, S. 13; zit.n. Gomolla 2024, S. 17). Eltern werden in 
einer neoliberalen Logik der „Aktivierung“ für fehlenden Schulerfolg persönlich in die Verant-
wortung genommen. Die mangelnde „kulturelle Passung“ zwischen Elternhaus und Schule 
dient dann auch zur Rechtfertigung, um elterliche Mitwirkung z.T. verbindlich vorzuschreiben. 

These 5 | Um die demokratische Resilienz von Schule zu stärken sind institutionelle Verände-
rungen und rassismus- und diskriminierungskritische Forschung erforderlich  

Diese Schlaglichter verdeutlichen, dass Ziele der Bildungsgerechtigkeit in der Migrationsge-
sellschaft in einer Weise in die datenbasierte Schulsteuerung inkorporiert werden, bei der Fra-
gen von sozialer Macht, Rassismus und Diskriminierung als Dimensionen der Schulwirklichkeit 
ausgeblendet werden. Verschleiert durch 1. die Entgrenzung von Forschung und Politik als 
Dimension der Neuen Steuerung sowie 2. den Positivismus der Schuleffektivitätsforschung 
werden Lernende und Eltern im Rückgriff auf ethnisierende und kulturalisierende Zuschrei-
bungen z.T. auf neue Weise als Defizitträger:innen gegenüber der Schule positioniert, wäh-
rend transformatorische Bildungs- und Schulentwicklungsprozesse blockiert werden.  
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Hier ist der Gegensatz von rein technischen Maßnahmen ohne inhaltliche Auseinandersetzung 
(policy without politics) und Populismus weniger scharf, als man auf den ersten Blick meinen 
könnte. In der politikwissenschaftlichen Forschung wird herausgestellt, dass sich technokrati-
sche Steuerung und Populismus in einer gemeinsamen antipluralistischen und antipolitischen 
Haltung treffen: „Beide brauchen keine Debatten und keine Parlamente, in denen über unter-
schiedliche Optionen diskutiert und in denen möglicherweise überraschende Entscheidungen 
getroffen werden“ (Müller 2016, S. 115). 

Um die demokratische Resilienz der Schule zu stärken, kommt es darauf an, „politische 
Räume“ im Verständnis Hannah Arendts (2020) zu öffnen, in denen sich Pluralität durch ge-
meinsames Handeln und Sprechen konstituieren und Diskriminierung zur Sprache gebracht 
und bearbeitet werden kann; Räume, in denen Kinder und Jugendliche wie Erwachsene in ih-
rer Verschiedenheit und in aktiver Auseinandersetzung mit gleichberechtigten Anderen ge-
meinsam in Bezug auf etwas Drittes handeln, dabei Solidarität entwickeln, Entfremdung von 
der Welt überwinden und Selbstwirksamkeit erleben können. Um gelingende Selbst- und 
Weltverhältnisse zu ermöglichen, sind institutionelle Veränderungen auf allen Ebenen von 
Schule nötig. Ein ernsthaft diskriminierungskritisches statistisches und qualitatives Faktenwis-
sen kann die Professionellen wie Angehörige von für Diskriminierung vulnerable Gruppen in 
die Lage versetzen, gemeinsam daran zu arbeiten, dass Menschenrechte und Demokratie im 
Schulalltag gelebt werden können – um noch einmal die Formulierung Steinmeiers aufzugrei-
fen. Dazu muss auch die datenbasierte Schulsteuerung mit ihren Prozessen der Wissensgene-
rierung selbst reflexiv werden. 
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Der Fachtag am 14.11.2025 wurde mit der Keynote „Politische Diskursverschiebungen um 
Migration und ihre Auswirkungen auf Schule und Lehrer:innenbildung“ von Prof. Dr. Aysun 
Doğmuş (Professur für Erziehungswissenschaft – Lehren und Lernen in der Migrationsgesell-
schaft, TU Berlin) eingeleitet. 

3 Keynote: Politische Diskursverschiebungen um Migration und ihre Auswir-
kungen auf Schule und Lehrer:innenbildung (Aysun Doğmuş)  

Nachdenken in der Zeitlichkeit des Migrationsdiskurses 

Für das Nachdenken über politische Diskursverschiebungen um Migration und ihre Auswir-
kungen auf Schule und Lehrer:innenbildung, unsere Rolle darin als erziehungswissenschaftli-
che Migrationsforscher:innen – auch in symbolischen Kämpfen um die Deutung der Welt – 
schlage ich einen Dreiklang von Gegenwart, Vergangenheit und Zukunft vor. Hilfreich sind da-
bei mindestens vier Fragerichtungen:  

- Gegenwart: Was kennzeichnet die Verschiebungen, welche Diskursereignisse werden 

aktiviert und wie manifestieren sie sich in Diskursfragmenten? 

- Vergangenheit: Wie war der Diskurs bisher, wo liegen Kontinuitäten der 

Diskursfragmente, somit Kennzeichen der Stabilität des Diskurses und wo knüpfen 

Verschiebungen an? 

- Zukunft: Welche Zukunftsszenarien werden mit Gegenwartsdiagnosen entworfen?  

- Dezentrierung der Chronologie: Was ist in der analytisch-historisierenden 

Zusammenschau konstitutiv für den Migrationsdiskurs in Deutschland? 

Diskursfragmente und die Erzählung der Nation 

In der Zusammenschau dieser Fragerichtungen lässt sich erkennen, dass der Migrationsdiskurs 
und gegenwärtige Verschiebungen unmittelbar mit der Erzählung der Nation zusammenhän-
gen und der vorgestellten Gemeinschaft zuarbeiten. Hall (1994) verweist darauf, dass natio-
nale Kulturen u.a. durch Symbole und Repräsentationen gebildet werden:  

„Eine nationale Kultur ist ein Diskurs – eine Weise, Bedeutungen zu konstruieren, die sowohl 
unsere Handlungen als auch unsere Auffassungen von uns selbst beeinflußt und organisiert“ 
(ebd., S. 201).  

Wirksam ist die Erzählung der Nation, ein Gründungsmythos und die Idee eines reinen, ur-
sprünglichen „Volkes“. Für die Erzählung der deutschen Nation begegnet uns in der jüngeren 
Geschichte seit 1990 jährlich wiederkehrend die deutsche Wiedervereinigung, die ritualisiert 
am 03. Oktober begangen wird. Ihre Erzählung soll eindeutig einschließend wirken, im Wissen 
um all die Brüche des vereinten Deutschlands. Ihre Erzählung wirkt zugleich ausschließend, 
mit Hinweisen, wer zu Deutschland gehört und wer nicht, zum reinen ursprünglichen „Volk“. 
Dass ausgerechnet an diesem Tag der bundesweite Tag der offenen Moscheen stattfindet, ist 
umstritten. Muslimische Partizipation stört dabei nicht nur in Ritualen der Nation, sondern 
auch in Routinen der Schule der Nation (Karakaşoğlu 2009).  

Uns begegnet die Erzählung der deutschen Leitkultur bis hin zu einer christlich-jüdischen Leit-
kultur. Dies ist im „Mythos des Neuanfangs“ (Ha 2003, S. 53), der „Stunde null“ (ebd.) nach 
dem Nationalsozialismus möglich, ebenso wie in der Erzählung zeitlich begrenzter Gewalt, an-
schlussfähig an die Vorstellungen der Aufklärung. Ganz vergessen ist der Kolonialismus im 
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Gründungsmythos, im davor und danach, ganz vergessen sind postkoloniale und postnatio-
nalsozialistische Konstellationen der Gegenwart.  

In dieser Gemengelage erlebte Deutschland zwischen Beschulungsentscheidungen gegenüber 
ausländischen Kindern in den 1960er Jahren, den Ausländerklassen der Vergangenheit und 
fortgesetzt in den Vorbereitungs- und Willkommensklassen der Gegenwart den Pisa-Schock 
um die Jahrtausendwende. Ein Diskursereignis, in dem sich der Migrationsdiskurs in der Er-
zählung der Nation widerspiegelt. Während migrantisierte Schüler:innen für den Schock ver-
antwortet und aus dem nationalen Identifikationsrahmen ausgeschlossen wurden, konnte das 
nationale Selbstbild und die Relevanz der deutschen Sprache gestärkt und dabei als Schlüssel 
für Bildung und Integration erzählt werden. Dies geschah im Wissen darum, dass sich im Mig-
rationsdiskurs als Integrationsdiskurs (Mecheril 2011) immer auch eine Double-Bind-Situation 
einlagert, mit der Integration zwar gefordert, aber praktisch verunmöglicht wird.  

Wenn wir währenddessen hören, dass Multikulti gescheitert sei, Überfremdungsängsten be-
sorgter Bürger zugehört werden müsste, zwischenzeitlich Sarrazin erfolgreich verkündet, dass 
Deutschland sich abschafft, Seehofer feststellt, dass Migration die Mutter aller Probleme sei, 
dass rassistische Morde als Dönermorde bezeichnet werden, das Stadtbild gestört ist und 
„deutsche Töchter“ schon wüssten, wovon dabei die Rede ist, wissen wir, dass es politische 
Inszenierungen sind. In der Relationierung dieser Inszenierungen zur Erzählung der Nation for-
miert sich jedoch auch eine Kraft des Diskurses, die sich in Gesetzen, institutionellen Regelun-
gen oder alltäglichen Praktiken manifestiert und die hierfür an Diskurse der Vergangenheit 
anknüpft. Es wird deutlich, dass die diametral organisierten Differenzsetzungen essentiell für 
die Legitimation des disruptiven Migrationsdiskurses sind. Sie legitimieren die kategoriale Sys-
tematisierung von Menschengruppen. Wir wissen, dass bspw. Ausländer eine juristische oder 
der Migrationshintergrund eine statistische Kategorie ist. Wir wissen aber auch, dass in diesen 
Kategorien Diskursfiguren repräsentiert werden, in denen sich die gesamte Problematik der 
Erzählung der Nation verdichtet und das Deutschsein machtvoll konstruiert wird. Dafür setzt 
der Migrationsdiskurs Phänomene mit kategorial markierten Menschen gleich, entlarvt sie 
körperlich in Diskursereignissen, aufgeladen mit entwertenden und dehumanisierenden Zu-
schreibungen. 

Doch die so Adressierten bleiben nicht stumm. Einige dieser Menschen möchte ich mit einer 
literarischen Zeitreise zu Wort kommen lassen.  
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Eine literarische Zeitreise 

 

 

 

 

Mit dieser literarischen Zeitreise kann die Kontinuität des Migrationsdiskurses aufgezeigt und 
zugleich daran erinnert werden, dass der Diskurs und die Wirklichkeit, die er schafft, immer 
auch umkämpft sind. Es gibt immer eine In-Verhältnissetzung, Formen des Selbst-Ausdrucks 
und des Widerstands. Gerade deshalb lässt sich aber auch fragen, welche Rolle Wissenschaft-
ler:innen in diesem Diskurs einnehmen, einnehmen können und wie sie sich involvieren kön-
nen. Und schließlich lässt sich ebenfalls fragen, warum und auf welche Weise der Diskurs so 
wirkmächtig ist und sich sogar in Verschiebungen verstärken kann.  

 

Mein Name ist Ausländer […] 

‚Wenn dir die Arbeit nicht gefällt, 

geh in deine Heimat‘, sagen sie, 

(Semra Ertan, 1981) 

 

es ist ein blues in Schwarzweiß  

es ist ein blues 

das wieder vereinigte deutschland 

feiert sich wieder 1990 

ohne immigrantInnen flüchtlinge jüdische und 

schwarze menschen ... 

es feiert in intimem kreis 

es feiert in weiß 

doch es ist ein blues in Schwarzweiß  

es ist ein blues 

das vereinigte deutschland das vereinigte europa 

die vereinigten staaten 

feiern 1992 

500 jahre columbustag 

500 jahre vertreibung versklavung und völker-

mord 

in den amerikas 

und in asien 

und in afrika 

1/3 der welt vereinigt sich 

gegen die anderen 2/3 

im rhythmus von rassismus sexismus und antise-

mitismus 

wollen sie uns isolieren  

unsere geschichte ausradieren 

oder bis zur unkenntlichkeit mystifizieren 

es ist ein blues in Schwarzweiß  

es ist ein blues 

(May Ayim, 1995) 

 

Unsere Seele ist komplex (Ebow 2022) 

 

Ey, Friedrich, bey, selamünaleyküm 

Noch ein abgefuckter Tag für die meisten 

Stehen als die Bösen da in der Zeitung 

Ey, Friedrich, bey, selamünaleyküm 

Ich erzähl dir, was die Armen hier leisten, (Eko 

Fresh, 2025) 

 
 

Wir lieben Deutschland vom Herzen wie ver-

rückt. Doch leider liebt es uns nicht jedes Mal 

zurück. Wer sieht schon gerne seine Nachbarn 

scheitern. Außer es handelt sich um Gastarbei-

ter, (Eko Fresh, 2012) 

 

Ganz egal, wie sehr ich mich auch änder' 

Ich bleib' immer dieser scheiß Ausländer, (Eko 

Fresh, 2013) 

 

Viel zu lang glaubtest du an die Liebe 

Das war dein Untergang, Mann im Spiegel 

[…] Spieglein, Spieglein an der Wand 

Ich guck' dich an, doch wer ist dieser Mann 

verdammt, Verliere ich meinen Verstand? 

Du bist doch ein Spiegel, doch wer ist dieser 

Mann? Ich hab' ihn nicht erkannt 

Und so langsam krieg' ich Angst 

Wie viel Jahre sind vergangen? 

(Haftbefehl, 2013) 
 

Wer unten bleibt und wer aufsteigt 

Das hängt allzu oft von der Herkunft ab 

Chancengleichheit gibt es natürlich nicht. 

Nur wer Geld hat, kann sich die beste Bildung 

leisten. Ist das fair? Nein 

Aber was ist wirklich, im Endeffekt, was ist 

fair? Unterste Schublade, Gangasta Rap, mit-

ten ins Gesicht. Kanaken in Deutschland, ich 

bin nur Sohn meines Vaters. Von Grund auf 

enttäuscht. Depressionen im Ghetto 

Vergiss SOS, es kommt eh keine Rettung 

(Haftbefehl, 2015) 

 
 

 

 

 



 Tagungsdokumentation: Fakten, Fakes und Narrative  

18 
 

Das Rauschen der rassistischen Dystopie 

In den letzten Jahren nehme ich wirkmächtige Diskursverschiebungen um Migration nicht nur 
auf der Grundlage wissenschaftlicher Analysen wahr, sondern auch als das Erstarken eines 
Rauschens: Wenn ich auf der Straße gehe, wenn ich abwasche oder koche, vor mich hin-
träume, morgens aufstehe und mich fragen muss, warum ich beim ersten Augenaufschlag 
schlechte Laune habe, mich unterhalte oder vor Studierenden in Seminaren stehe ... Ähnlich 
formulierte es ein Student vor Kurzem, als er sagte: „Manchmal schreit mich das rassistische 
Rauschen sogar an.“ 

Möglicherweise sind die Diskursverschiebungen Antworten auf die Erzählung der Nation, weil 
diese Erzählung zunehmend auch umkämpft ist und in Thematisierungen von Rassismus in 
Wissenschaft, Aktivismus und Alltagspraxis in Frage gestellt wird. Möglicherweise spiegeln sie 
Konjunkturen des Rassismus wider. Seine Praxis ist hemmungsloser - fröhlich und betrunken 
wird er (z.B. auf Sylt) besungen. Uns begegnet die Lust des Überlegenheitsgefühls, die Lust des 
Rassismus. Er ermöglicht eine Externalisierung des gesellschaftlichen Sexismus (Stichwort Syl-
vester auf der Kölner Domplatte) oder eine Umdeutung des gesellschaftlichen Antisemitismus 
als Antisemitismus der Anderen. Wir beobachten semantische Landnahmen wissenschaftli-
cher Begriffe (Stichwort: Remigration); dystopische Zukunftsszenarien der Nation werden ent-
worfen, wenn Migration nicht Einhalt geboten wird (Stichwort: Umvolkung). Interveniert wird 
dabei auch in die Thematisierung von Rassismus, etwa in der Umdeutung des gerade von 
Rechts angerufenen Neutralitätsgebots. Lehrer:innen, Schulen und Bildungsministerien schei-
nen verunsichert. Die Begriffsverwendung „Neutralität“ suggeriert die Verpflichtung zur Ent-
haltung einer politischen Positionierung, auch gegenüber einer solchen, die die pluralistische 
Demokratie, die Grundlagen der Verfassung infrage stellt. Eine fatale Fehldeutung des Gebots, 
ebendiese zu schützen. Trotzdem wäre zu fragen, was diese Suggestionskraft des Neutralitäts-
gebots und somit auch der Verunsicherung überhaupt möglich macht.  

Aber es gibt auch die Lehrer:innen, die sich gegen die strategische Fehldeutung in Stellung 
bringen. Das macht Hoffnung. Menschen engagieren sich, gehen auf die Straßen und de-
monstrieren für Meinungsfreiheit im Sinne des Schutzes der pluralistischen Demokratie. Diese 
Gleichzeitigkeit kann als eine Konstitutionsbedingung der Gegenwart beschrieben werden: 
Wir erleben das politische Erstarken des Rassismus in seinen varianten Spielarten und wir er-
leben das Erstarken im Einsatz gegen Rassismus in ebenfalls varianten Formen. Trotzdem wäre 
es zu einfach, wenn wir uns a.) auf diese idealtypische Differenzierung verlassen und b.) ledig-
lich den Rassismus von Rechts problematisieren.  

Die Herzensbildung in Heterotopien 

Politische Diskursverschiebungen haben Auswirkungen auf Schule und Lehrer:innenbildung, 
während sie in ihrer je spezifischen Eigenlogik in Migrationsdiskurse und deren Verschiebun-
gen involviert sind, in eben jener Gleichzeitigkeit. In dieser involvierten Gleichzeitigkeit kann 
die Lehrer:innenbildung aber auch als Ort der Heterotopie und Bildung als Bildung des Herzens 
gedacht werden. Heterotope Orte sind Orte von Gegenentwürfen zur machtvollen Ordnung 
der Gesellschaft, also „wirkliche Orte, wirksame Orte, die in die Einrichtung der Gesellschaft 
hineingezeichnet sind, sozusagen Gegenplatzierungen oder Widerlager, tatsächlich realisierte 
Utopien, in denen die wirklichen Plätze innerhalb der Kultur gleichzeitig repräsentiert, bestrit-
ten und gewendet sind, gewissermaßen Orte außerhalb aller Orte, wiewohl sie tatsächlich ge-
ortet werden können“ (Foucault 1967, S. 39). 
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Die Lehrer:innenbildung als Ort der Heterotopie zu denken, kann Raum für die Reflexion der 
auch unterschiedlich gelagerten Involviertheit in gesellschaftliche Diskurse und Verhältnisse 
geben und den Blick auf ein komplexes Gefüge an Möglichkeiten eröffnen, wie Rassismus (re-
)produziert wird. Hier können daher auch Handlungsstrategien zu seiner Destabilisierung ras-
sistischer Diskurse gefunden werden. Diese Orte können dabei etwa den Begriff der Rassis-
muserfahrung dezentrieren und thematisieren, dass wir darin sowohl alle erfahren sind, als 
auch unterschiedliche Effekte dessen erfahren. Denn Rassismus ermöglicht einigen von uns 
Privilegien, während er andere unter uns depriviligiert, die soziale Stellung fragil macht – ja 
dehumanisiert.  

Wenn wir die Lehrer:innenbildung als Orte der Heterotopie denken, könnten wir also auch 
Orte stärken, in denen Gegenentwürfe eingeübt und professionalisierungswirksam gelebt 
werden, wie etwa Reflexion statt Projektion und Räume des Erkennens von Nicht-Wissen im 
Spannungsfeld zwischen Verstehen und Nicht-Verstehen, im Wissen um die Unverfügbarkeit 
des Menschen und dem „Verhältnis zur Selbst-Unverfügbarkeit“ (Mecheril 2016, S. 23). Wir 
könnten unsere Herzen in der „Dialektik der Bildung“ (Büttner 2025) bilden, in dem wir auch 
vielschichtige Gefühle, wie Scham, Angst, Ärger, Wut, Trauer einbinden und vieldimensionale 
Stimmen und Artikulationsformen zu Wort kommen lassen, wie ich es exemplarisch mit der 
literarischen Zeitreise versucht habe. Vielleicht ist dies einer der vielen Wege, statt einer vor-
gestellten Gemeinschaft der Nation eine „Gemeinschaft der Ungewählten“ (Hark 2021) zu 
werden. Letztlich ist es eine Einladung, das zu leben, was die gegenwärtigen Bedingungen und 
dabei wirksamen Diskursverschiebungen mit sich bringen und der Entweder-oder-Logik des 
Nationalismus und Rassismus, generell der Logik von Macht- und Herrschaftsverhältnissen zu 
entsagen, sich im dialektischen sowohl-als-auch zu üben und „Räume zum Atmen für die Vie-
len“ (ebd.) entstehen zu lassen.  
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4 Symposium: Fakten zum Recht auf Bildung und Fakes bei dessen Umset-
zung 

Unter dem Titel „Fakten zum Recht auf Bildung und Fakes bei dessen Umsetzung“ wurde mit 
drei Impulsbeiträgen von Prof. Dr. Mona Massumi (FH Münster), Prof. Dr. Marcus Ciesielski 
(htw saar) und Xenia Köstergarten (Bremer Senatorische Behörde für Kinder und Bildung) kri-
tisch Bezug auf die Bildungssituation neu migrierter Kinder und Jugendlicher genommen.  

Es folgen der Einführungsbeitrag der Moderatorin Dr. Johanna Funck (Universität Bremen) 
(4.1) sowie die Zusammenfassung und Kommentierung der Beiträge durch die Berichterstat-
terin Dr. Lydia Heidrich (Universität Bremen) (4.2). 

4.1 Einführung (Johanna Funck) 

Es ist ein Fakt, dass jeder Mensch und vor allem jedes Kind ein subjektives Recht auf Bildung 

hat. Ein solches ist in zahlreichen menschenrechtlichen Konventionen normiert, wie z.B. Art. 

13 UN-Sozialpakt, Art. 28f. Kinderrechtskonvention, Art. 24 Übereinkommen für die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen. Vertragsstaaten wie Deutschland sind dazu verpflichtet, 

qualitativ hochwertige grundständige und weiterführende Bildung für alle verfügbar und dis-

kriminierungsfrei zugänglich zu machen. Dies gilt selbstverständlich auch für diejenigen, die 

nicht in Deutschland geboren, im Schulalter nach Deutschland migriert sind, die keine deut-

sche Staatsangehörigkeit besitzen, deren Aufenthaltsstatus prekär ist und die ggf. mehrere 

Sprachen beherrschen, nur (noch) nicht die deutsche. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, was eigentlich dafür getan wird, dass das Recht 
auf Bildung auch faktisch für alle einlösbar ist? Welche Rahmenbedingungen wurden und wer-
den geschaffen, dass Bildung überhaupt gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen kann und 
nicht Ausschluss bedeutet. 

Spätestens hier ist auch der im Titel dieses Symposiums angekündigte Aspekt der Fakes rele-
vant: Verschiedene erziehungs- und sozialwissenschaftliche Untersuchungen zeigen auf, dass 
Kinder und Jugendliche, die nach Deutschland migriert sind, bei der Bildungsteilhabe stark be-
nachteiligt werden (Funck 2024; Heidrich 2024; Massumi 2019). Dies gilt vor allem für dieje-
nigen in prekären aufenthaltsrechtlichen Situationen.  

Barrieren für migrierte Kinder und Jugendliche zeigen sich auf unterschiedliche Weise, beim 

Zugang zu Bildungsinstitutionen, bei der Bildungsteilhabe in den Schulen und beim Erreichen 

von Bildungsabschlüssen, vor allem höheren Schulabschlüssen. Beispielsweise absolvierten im 

Jahr 2021 40 Prozent aller Bremer Schüler:innen das Abitur. In der Gruppe der im Schulalter 

Migrierten, die zuvor einen Vorkurs besucht hatten, waren es nur 11 Prozent (Senatorin für 

Kinder und Bildung 2022).3 Dabei stellt sich die Frage nach den Ursachen für dieses ungleiche 

Verhältnis, insbesondere im Hinblick auf strukturelle und institutionelle Einflüsse. 

                                                      
3 Anzumerken ist, dass sich die Quote bereits deutlich gesteigert hat: Im Jahr 2018 erreichten nur 2 Prozent der 
ehemaligen Vorkursschüler*innen ein Abitur (Funck 2024, S. 247). 
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Die Beschäftigung mit ungleichen Bildungschancen für migrierte Kinder und Jugendliche hat 

sich vor allem in der letzten Dekade im Arbeitsbereich Bildung in der Migrationsgesell-

schaft/Interkulturelle Bildung des Fachbereichs Erziehungs- und Bildungswissenschaften der 

Universität Bremen als ein Schwerpunkt herauskristallisiert. 

Dieser Schwerpunkt zeigt sich in der Lehre, aber auch in verschiedenen Praxis-, Forschungs- 

und Entwicklungsprojekten, die hier exemplarisch genannt seien: Dazu gehören langjährige 

Praxisprojekte, wie die seit 2006 etablierte LehrLernWerkstatt Fach:Sprache:Migration4, aber 

auch zeitlich befristete Forschungs- und Entwicklungsprojekte wie Tramis5 (transnationaler 

Mobilität in Schulen) oder isekim6 (inklusiver Schule-Eltern-Kommunikation in der Migrations-

gesellschaft). Zudem wurden in dem thematischen Kontext auch kleinere empirische Studien 

durchgeführt, theoretische Beiträge verfasst sowie umfassendere qualitative Studien durch-

geführt, darunter insbesondere Dissertationsprojekte (Baginski 2026, Funck 2024, Heidrich 

2024), oder der Senatorischen Behörde für Bildung wissenschaftliche Expertise bereitgestellt.  

In das Symposium „Fakten zum Recht auf Bildung und Fakes bei dessen Umsetzung“ wurden 
drei Expert:innen eingeladen, die sich mit ihren Beiträgen dem Thema des Symposiums aus 
unterschiedlichen Perspektiven nähern: 

Prof. Dr. Mona Massumi (Professur für Berufspädagogik am Institut für berufliche Lehrerbil-
dung, FH Münster): Migration im Schulalter und Bildungsteilhabe – Kontinuitäten und Brüche 
im Spiegel von Bildungspolitik und Schulpraxis. 

Prof. Dr. Markus Ciesielski (Professur für Politikwissenschaften mit Schwerpunkt Sozialpolitik, 
htw saar): Ruhe vor dem Sturm? „Deutsche Bildungszugänge“ für geflüchtete Kinder und Ju-
gendliche im Lichte der internationalen Bildungsklagenforschung. 

Xenia Köstergarten (Referentin Interkulturelle Angelegenheiten, Bremische Senatorische Be-
hörde für Kinder und Bildung): Herausforderungen in der Praxis: Recht auf Bildung im Kontext 
krisengesteuerter Migration – strukturelle Antworten am Beispiel Bremen. 

Dr. Lydia Heidrich (Arbeitsbereich Schultheorie und Schulentwicklung, Universität Bremen) 
gibt als Beobachterin und Berichterstatterin des Symposiums einen Eindruck über die Beiträge 
und Diskussionen. 
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4.2 Zusammenfassung und Kommentierung der Impulse (Lydia Heidrich) 

Mona Massumi rekonstruiert in ihrer Dissertation (Massumi 2019) bildungspolitische Ent-
scheidungen – KMK-Empfehlungen, Erlasse und Gesetze – mit Fokus auf Nordrhein-Westfalen 
ab den 1950er Jahren bis heute. Sie zeigt Reaktionsweisen der Bildungspolitik auf die Anwe-
senheit von Kindern und Jugendlichen im Schulalter auf, die dem konstruierten Normalfall 
nicht entsprechen. Massumi gelingt so ein tiefer Einblick in eine strukturelle Dimension von 
Bildungsungleichheit.  

Die 1950er Jahre können als Dethematisierung von Migration beschrieben werden. Monolin-
gual Deutsch sprechende Schüler:innen mit deutscher Staatsangehörigkeit bildeten die Norm. 
Dieser „Normalfall“ stellte die Legitimation dar, um davon abweichende Kinder und Jugendli-
che aus dem schulischen Regelangebot auszuschließen. Der Modus des Ausschlusses blieb für 
viele Jahre stabil, auch wenn sich die jeweilige Praxis des Ausschlusses durchaus wandelte. 
Zugang gab es zunächst nur zu Grund-, Haupt- und Berufsschulen, später auch zu Förderschu-
len. Zudem gab es vollständig separierte Sonderklassen und gesonderte Schulen. Zum Teil 
fand der Unterricht nur in der (vermeintlichen) Herkunftssprache statt. Die Lehrkräfte waren 
zum Teil nicht den deutschen Bildungsbehörden, sondern den der Herkunftsländer unterstellt. 
Das Ziel der Phase des Ausschlusses dieser Kinder und Jugendlichen vom schulischen Regel-
system war der Erhalt der Rückkehrfähigkeit in die Herkunftsländer. Eine Weitsicht, welche 
Bedeutung diese Beschulungspraxis für die Bildungsbiographie der jungen Menschen und da-
mit die Aussicht auf einen Schulabschluss hatte, blieb aus. 

Auch wenn sich in bildungspolitischen Empfehlungen erkennen lässt, dass Kinder und Jugend-
liche mit diskontinuierlichen Schulbiografien heterogen sind, wurde an kulturalisierenden  
Veranderungen festgehalten und das Recht auf Bildung nicht gänzlich umgesetzt. Obgleich 
sich die KMK-Empfehlungen im Laufe der Zeit zu Gunsten dieser Kinder und Jugendlichen än-
dern, werden diese Änderungen auf kommunaler Ebene nicht immer umgesetzt. Dies zeigt 
sich zum Beispiel darin, dass die Vorbereitungsklassen in Langform in NRW weiter fortbeste-
hen. 

Mona Massumi untersucht, wie sich Bildungsungleichheit über die Zeit in diesen Vorschriften 
bzw. bildungspolitischen Empfehlungen und Entscheidungen sowie in schulischen Praxen auf-
schichtet. Es gibt eine historisch nachweisbare Kontinuität darin, Kinder und Jugendliche, die 
einem schulischen Normalfall nicht entsprechen, für kürzere oder längere Zeiträume zu sepa-
rieren. Das Ziel dieser Maßnahmen – und das ist das zentrale Problem – war die Entlastung 
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der Regelstrukturen, nicht die Förderung der jungen Menschen. Für Letzteres wäre eine Ver-
änderung der Strukturen an eine migrationsgesellschaftliche Realität notwendig gewesen. 

Gleichzeitig gibt es Brüche innerhalb dieser Kontinuität. Diese zeigen sich im Wandel der Kri-
terien für die Separierung und des Ausschlusses von regulärer Beschulung. So verliert zum 
Beispiel Staatsangehörigkeit als „legitimes“ Kriterium der Separierung über die Zeit an Bedeu-
tung. 

Die Frage steht dabei im Raum, wie das international verbriefte Recht auf Bildung (auch im 
Sinne vom Zugang zu Bildungsinstitutionen) umgesetzt werden kann, wenn es durch bildungs-
politische Entscheidungen sowie Praktiken von Bund, Ländern und Kommunen verhindert 
wird. 

In der Studie Bildungsrechte und Schule für geflüchtete Kinder und Jugendliche in Erstaufnah-
meeinrichtungen (BiSKE) untersuchen Johanna Funck und Markus Ciesielski (2025), wie Kinder 
und Jugendliche im Schulalter in Erstaufnahmeeinrichtungen für Geflüchtete beschult wer-
den. Ein zentrales Ergebnis ist, dass 18% aller Einrichtungen bundesweit kein Bildungsangebot 
bereitstellen. Die Frage, die sich stellt ist, was geflüchtete Kinder und Jugendliche bzw. deren 
Sorgeberechtigte in Deutschland tun, wenn sie aus dem Schulsystem ausgeschlossen werden? 
Interessant ist, dass wenige versuchen, sich über den Rechtsweg einzuklagen. Ciesielski ver-
mutet den Grund darin, dass Geflüchtete in Deutschland häufig sowohl aus dem Bildungssys-
tem als auch aus dem Rechtssystem in dem Sinne ausgeschlossen sind, dass der Klageweg 
kompliziert, teuer und lang ist – so wäre es wohl notwendig, sich bis zum Bundesverfassungs-
gericht durchzuklagen, um das international verbriefte Recht auf Bildung einzufordern. 

Ciesielski (2025) untersucht in seiner Dissertation, wo, wie und unter welchen Umständen ge-
flüchtete Kinder und Jugendliche aus Venezuela ihr Recht auf Bildung in Kolumbien recht häu-
fig einklagen. Der große Unterschied zu Deutschland besteht darin, dass es in Kolumbien einen 
einfachen Rechtsweg gibt, der von den Einzelnen sogar ohne Rechtsbeistand bestritten wer-
den kann. Dieser einfache Klageweg ist ein Ergebnis von Gewalterfahrungen im Kolumbien der 
1990er Jahre: Menschenrechte sollten von nun an mit der Idee umgesetzt werden, dass der 
Staat seinen Bürger:innen einen klaren und einfachen Zugang zu Menschenrechten gewähren 
muss. 

Die Venezulaner:innen in Kolumbien erfahren, dass sie als Angehörige der Gruppe Geflüchte-
ter die Möglichkeit haben, für sich Verbesserungen zu erzielen. Sie erfahren sich als Subjekte 
im Rechtssystem und bauen so auch Vertrauen in staatliche Institutionen auf. 

Aus den empirischen Beobachtungen in Kolumbien kann gefolgert werden, dass Geflüchtete 
in Deutschland erleben, dass der Rechtsstaat nicht für alle in gleicher Weise zugänglich ist. Sie 
können eben nicht einfach so Rechtsmittel einlegen, um ihr Recht auf Bildung umzusetzen. 
Diese Erfahrung ist potentiell problematisch, weil es das Vertrauen in den Staat und weitere 
Institutionen eher schwächt. Künftig braucht es Forschung, wie mit verletzten Bildungsrechten 
in Deutschland (auch juristisch) umgegangen wird. 

Xenia Köstergarten gibt einen Einblick in die konkrete Umsetzung des Bildungsrechts im Bun-
desland Bremen. Sie beschreibt eine Krise der Bildungspolitik und -verwaltung. Diese zeige 
sich zum Beispiel darin, dass Schulplätze weiterhin ohne die Realität von Zuwanderung be-
rechnet werden. Dadurch kommt es bei erhöhter Zuwanderung stets zu einem Problem er-
höhter Kapazitätsauslastung und fehlenden personellen Ressourcen. Die Krisenbewältigung 
steht in diesem Fall als einzig möglicher modus operandi für die Bildungsverwaltung zur Ver-
fügung. 
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Trotz dieser andauernden Verwaltungskrise gibt es durchgängig Bildungsangebote für neu Mi-
grierte wie Vorkurse an Regelschulen und Willkommensschulen, die sowohl Deutsch- als auch 
Fachunterricht sowie Abschlussmöglichkeiten nach dem 10. Jahrgang anbieten. Zur Überbrü-
ckung von Wartezeiten und zur Vorbereitung auf den Schulbesuch für Kinder im Grundschul-
alter wird Hausbeschulung in Erstaufnahmereinrichtung angeboten.  

Die aktuelle und zukünftige Herausforderung ist insbesondere die Qualitätsentwicklung, z.B. 
auf curricularer Ebene und die Etablierung von sprachsensiblem Fachunterricht. Um die 
Chance auf Schulabschlüsse von Jugendlichen zu erhöhen, die kurz vor Ende der Schulpflicht 
nach Bremen kommen, solle auch stärker an den Kompetenzen dieser jungen Menschen an-
geknüpft werde. Mit den Mitteln der qualitätsorientierten Migrationspädagogik soll das Ziel 
erreicht werden, neu migrierte Kinder und Jugendliche in Bremen so zu beschulen, dass sie 
eine echte Chance auf Bildungserfolg haben.  
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5 Symposium: Fakten, Fakes und Positionierung: Neutralität als Aufgabe 
von Lehrer:innenprofessionalisierung? 

Unter dem Titel „Fakten, Fakes und Positionierung: Neutralität als Aufgabe von Lehrer:innen-
professionalisierung?“ wurde mit drei Impulsbeiträgen von Stephan Rademacher (Landesin-
stitut für Schule Bremen), Dr. Hendrik Kasper Schröder (Universität Bremen) und Anna Igho 
Priester (Berufliche Schule für Wirtschaft und Handel Hamburg-Mitte) kritisch über den My-
thos ‚Neutralitätsgebot‘ im Kontext der Schule diskutiert.  

Es folgen der Einführungsbeitrag des Moderators Dr. Dennis Barasi (Universität Bremen) (5.1), 
die Beiträge von Stephan Rademacher (5.2) und Dr. Hendrik Kasper Schröder (5.3) sowie die 
Zusammenfassung und Kommentierung des Berichterstatters Dr. Christoph Fantini (Universi-
tät Bremen) (5.4). 

5.1 Einführung (Dennis Barasi) 

Die Frage, inwiefern Lehrkräfte politisch neutral sein müssen und ihre (politischen) Meinun-
gen äußern dürfen, wird sowohl in der schulischen Praxis (etwa Barasi 2016; Behrens et al. 
2021) als auch wissenschaftlich (etwa Giesinger 2021; Haker/Otterspeer 2021; Herbst 2021) 
kontrovers diskutiert. Die Prinzipien des Beutelsbacher Konsenses gelten weiterhin als zent-
rale Orientierung für den Unterricht in der Frage, inwiefern Neutralität als Aufgabe von Leh-
rer:innenprofessionalisierung zu verstehen ist.  

Der Beutelsbacher Konsens formuliert drei Prinzipien (Wehling 1977, S. 179f.): 

1. Das Überwältigungsverbot: Es ist nicht erlaubt, Schüler:innen im Sinne erwünschter 
Meinungen zu überrumpeln und damit an der Gewinnung eines selbstständigen Urteils 
zu hindern. 

2. Das Kontroversitätsgebot: Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, muss auch 
im Unterricht kontrovers erscheinen. 

3. Die Subjektorientierung: Schüler:innen müssen dazu in die Lage versetzt werden, eine 
politische Situation und ihre eigenen Interessenlagen zu analysieren, sowie nach Mit-
teln und Wegen zu suchen, die vorgefundene politische Lage im Sinne ihrer Interessen 
zu beeinflussen. 

Die Notwendigkeit des Beutelsbacher Konsenses wird seitdem kontrovers diskutiert. Gessner 
et al. (2016, S. 31ff.) fassen verschiedene Fragen dieser Diskussionen zusammen. Vielfach dis-
kutiert wird: (1) „[D]ie Fehlinterpretation des Beutelsbacher Konsenses als Neutralitätsgebot, 
welche eine Gefahr für politische Bildung und politisches Leben sein könnte“ (Gessner et al. 
2016, S. 31). (2) Die Frage, inwiefern Emanzipation ein Ziel politischer Bildung sein kann und 
ob sie als Ziel selbst überwältigend ist? (3) Die Frage nach der Bedeutsamkeit im Kontext ak-
tueller gesellschaftlicher Entwicklungen. (4) Die Frage, ob der Beutelsbacher Konsens auf-
grund seiner eher negativen Formulierungen nicht mehr Fragen als Antworten für den Unter-
richt aufwirft. 

Die Auseinandersetzung mit Fragen der politischen und weltanschaulichen Positionierung so-
wie damit verbundener Fragen (vermeintlicher) Neutralität und Haltungen bildet einen zent-
ralen Arbeitsschwerpunkt in Forschung und Lehre im Arbeitsbereich Bildung in der Migrati-
onsgesellschaft des Fachbereichs Erziehungs- und Bildungswissenschaften der Universität Bre-
men. Hierzu gehören Auseinandersetzungen mit der bei Lehramtsstudierenden weit verbrei-
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teten Annahme, Lehrkräfte müssen sich fortwährend neutral verhalten und dürften keine po-
litischen Meinungen äußern (Barasi 2016), mit religiösen Symbolen und insbesondere dem 
Kopftuch in der Schule (etwa Barasi i. E.; Karakaşoğlu 2015; 2017; 2023), der Relevanz einer 
professionellen Haltung bei Lehrkräften (etwa Barasi 2024; Doğmuş 2022; Karakaşoğlu 2021) 
und mit dem Umgang von Lehramtsstudierenden mit von ihnen als politisch wahrgenomme-
nen Themen im Lehramtsstudium (Barasi & Karakaşoğlu 2025). 

Das Symposium „Fakten, Fakes und Positionierung: Neutralität als Aufgabe von Lehrer:innen-
professionalisierung?“ umfasste zwei Beiträge und ein Kommentar aus der schulischen Praxis:  

Stephan Rademacher (Direktor des Landesinstituts für Schule Bremen): Wie neutral müssen 
Lehrkräfte sein? 

Dr. Hendrik Kasper Schröder (Universitätslektor für Politikwissenschaft und ihre Didaktik, Uni-
versität Bremen): Nicht neutral, nur harmlos – 50 Jahre Beutelsbach. 

Anna Igho Priester (BS 02 – Berufliche Schule für Wirtschaft und Handel Hamburg-Mitte): 
Kommentar aus der Praxis 

Die Beiträge, der Kommentar und die anschließenden Diskussionen wurden von dem Be-
obachter und Berichterstatter Dr. Christoph Fantini (Lektor Arbeitsbereich Bildung in der Mig-
rationsgesellschaft, Universität Bremen) zusammengefasst und kommentiert.  
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5.2 Wie neutral müssen Lehrkräfte sein?7 (Stephan Rademacher) 

Dürfen Lehrkräfte vor den Schülerinnen und Schülern ihre politische Meinung äußern? 

Zunächst möchte ich ein weitverbreitetes Missverständnis ausräumen: Eine vollständige poli-
tische Neutralität von verbeamteten oder tarifbeschäftigten Lehrkräften oder anderen päda-
gogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Schule gibt es nicht, hierbei handelt es 
sich – wie die Rechtswissenschaftler Jochen Wieland und Michael Wrase völlig zu Recht beto-
nen – um einen Mythos!  

Sowohl unsere Schülerinnen und Schüler als auch die Lehrkräfte können sich in der Schule auf 
ihr verfassungsrechtlich gewährtes Grundrecht der Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG) 
berufen, allerdings wird es zumindest für das „staatliche“ pädagogische Personal durch das 
Beamtenrecht in zulässigerweise weiter eingeschränkt als für die Schülerinnen und Schüler. 

                                                      
7 Dieses Interview bildet die Grundlage des Beitrags und es wurde bereits vom deutschen Schulportal veröffent-
licht. Wir bedanken uns bei Stephan Rademacher für die Erlaubnis, das Interview für die Tagungsdokumentation 
verwenden zu dürfen. 
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Im Beamtenstatusgesetz (BeamtStG), das sowohl für die Bundes- als auch für die Landes- und 
Kommunalbeamten gilt, heißt es in Artikel 33 Absatz 2: „Beamtinnen und Beamte haben bei 
politischer Betätigung diejenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren, die sich aus ihrer 
Stellung gegenüber der Allgemeinheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten ihres Amtes 
ergibt.“ Für Tarifbeschäftigte gilt nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes (BAG) 
nichts anderes. 

Es geht nicht um bedingungslose Neutralität im Unterricht, sondern um ein Mäßigungs- und 
Zurückhaltungsgebot bei der Kundgabe eigener politischer Überzeugungen. Und für die Kund-
gabe religiöser Überzeugungen gilt im Grunde nichts anderes. Im Unterricht müssen Lehr-
kräfte politische Sachverhalte damit ausgewogen und sachlich behandeln. Die eigene politi-
sche Überzeugung muss nicht „versteckt“ werden, allerdings ist es ganz wichtig, dass auch 
andere Auffassungen zur Geltung kommen. Das Klassenzimmer darf nicht zur Arena politi-
scher Auseinandersetzungen umfunktioniert werden. 

Welche Bedeutung hat im Zusammenhang mit dem Mäßigungsgebot der „Beutelsbacher 
Konsens“? 

Um das notwendige Mäßigungsgebot für den Unterricht ein wenig „greifbarer“ zu machen, 
kann man sich am „Beutelsbacher Konsens“ und dessen drei Prinzipien orientieren: 

• das Überwältigungsverbot (es ist nicht erlaubt, Schülerinnen und Schüler im Sinne er-
wünschter Meinungen zu überrumpeln und damit an der Gewinnung eines selbststän-
digen Urteils zu hindern), 

• das Kontroversitätsgebot (auch im Unterricht muss das kontrovers erscheinen, was in 
der Wissenschaft und in der Politik kontrovers diskutiert wird) 

• und die Lernendenorientierung. 

Je weniger die drei genannten Prinzipien im Unterricht und vor allem auch bei der Diskussion 
um politisch kontroverse Inhalte und Parteien Anwendung finden, desto eher ist davon aus-
zugehen, dass Lehrkräfte gegen das notwendige Mäßigungsgebot verstoßen. 

Können Sie einen Verstoß gegen das Mäßigungsgebot an einem konkreten Fall veranschau-
lichen? 

Ein Verstoß wäre beispielsweise gegeben, wenn Lehrkräfte Flugblätter mit politischem Inhalt 
in der Schule verteilen oder sie Plaketten mit politisch kontroversen Inhalten wie etwa „Atom-
kraft: nein danke!“ tragen würden. Beides ist daher richtigerweise Lehrkräften in der Schule 
untersagt. Ebenfalls ist es Lehrkräften verboten, gegenüber den Schülerinnen und Schülern 
einseitig oder provokativ für eine bestimmte politische Auffassung oder eine Partei zu werben, 
denn in diesem Fall nutzen sie gerade ihre Position als Lehrkraft zur aktiven Durchsetzung ei-
gener Anschauungen aus. Auch „Anti-Werbung“ oder gezielte Diffamierungen gegenüber Par-
teien, die dem demokratischen Spektrum angehören, sind unzulässig. 

Wie würden Sie es juristisch bewerten, wenn sich eine Lehrkraft vor den Schülerinnen und 
Schülern gegen die AfD positioniert? Die Partei ist nicht verboten, gleichzeitig werden Teile 
als rechtsextrem eingestuft. 

Aus dem Mäßigungsgebot folgt der Grundsatz, dass Lehrkräfte politische Parteien und Strö-
mungen in gleicher Weise im Unterricht behandeln müssen. Bei der Thematisierung politi-
scher Sachverhalte spielen die beiden Prinzipien „Ausgewogenheit“ und „Sachlichkeit“ daher 
eine sehr bedeutende Rolle.  
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Allerdings haben Parteien und politische Strömungen keinen Anspruch darauf, dass die kriti-
sche Auseinandersetzung mit ihren Inhalten nicht auch für sie nachteilig werden kann. „Das 
Gebot der (partei)politischen Zurückhaltung und Chancengleichheit bedeutet nämlich nicht“, 
so fasst es Michael Wrase völlig zu Recht zusammen, „dass alle im demokratischen Parteien-
spektrum vertretenen Auffassungen bis zur Grenze der Verfassungsfeindlichkeit im Sinne des 
Art. 21 Abs. 2 GG gleichermaßen als legitim darzustellen sind.“ Faktische Nachteile, die sich 
für eine Partei aus einer sachlich kritischen Auseinandersetzung mit ihren Inhalten ergeben, 
sind von dieser grundsätzlich hinzunehmen. 

Im Ergebnis bedeutet das: Lehrkräfte – und zwar in allen Unterrichtsfächern – sind nicht nur 
gehalten, gesellschaftlichen Themen und Strömungen mit rechtspopulistischen, rechtsextre-
men oder menschenverachtenden Inhalten in ihrem Unterricht kritisch und sachlich zu disku-
tieren, sondern sie haben auch das Recht (und im Grunde genommen auch die Pflicht), im 
Falle offensichtlicher Diskrepanzen mit den Werten unserer Verfassung, den Landesverfassun-
gen und den Schulgesetzen diese klar und deutlich gegenüber den Schülerinnen und Schülern 
als rechtswidrig zu benennen! 

Bei Inhalten, die in der (Rechts-)Wissenschaft und/oder im gesellschaftlichen Diskurs noch  
eher „ergebnisoffen“ diskutiert werden, können Lehrkräfte zumindest auf einer persönlichen 
Ebene sehr deutlich machen, dass sie sich entschieden gegen Rassismus und gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit aussprechen. Zum Beispiel so: „Aus meiner Sicht sind rechtspo-
pulistische Parteien wie die AfD rassistisch und nicht wählbar.“ 

Ist es eine unzulässige Überwältigung, wenn ich als Lehrkraft rechtspopulistische Äußerun-
gen von Schülerinnen und Schülern im Unterricht klar zurückweise? 

Im Rahmen einer Fortbildung fragte eine angehende Kollegin auch danach, ob sie gegen das 
Überwältigungsverbot verstoße, wenn sie homophobe Äußerungen von Schülerinnen und 
Schülern aufgreife, diskutiere und anschließend zurückweise. Die Antwort hierzu ergibt sich 
aus dem staatlichen Erziehungs- und Bildungsauftrag gemäß Art. 7 Absatz 1 GG: Es ist unsere 
Aufgabe, Schülerinnen und Schülern Grundsätze und Werte des Grundgesetzes und der jewei-
ligen Landesverfassungen und Schulgesetze zu vermitteln und sie auch in diese Richtung zu 
erziehen. Das heißt, es ist Aufgabe und Pflicht der Lehrkräfte, für eine Menschenrechtsbildung 
nachhaltig einzutreten und populistische oder rechtsradikale Ideen und Positionen zurückzu-
weisen. Eine unzulässige Überwältigung der Schülerinnen und Schüler kann insoweit gar nicht 
vorliegen, da die Lehrkräfte nur das umsetzen, was der staatliche Erziehungs- und Bildungs-
auftrag von ihnen fordert. 

Gilt das Mäßigungsgebot auch, wenn ich als Lehrer demonstrieren gehe oder mich in sozia-
len Netzwerken äußere? 

Außerhalb der Schule ist das Recht auf freie Meinungsäußerung für Lehrkräfte deutlich weni-
ger eingeschränkt. Sie haben beispielsweise das Recht, sich durch Leserbriefe, durch Werbung 
in den Medien für politische Parteien oder durch sonstige öffentliche Aufrufe politisch zu äu-
ßern. Eine Grenze ist hingegen dort zu setzen, wo der Straftatbestand der Beleidigung, der 
üblen Nachrede oder der Verleumdung verwirklicht wird (s. §§ 185, 186, 187 StGB). Es ist 
ihnen auch untersagt, beispielsweise in sozialen Netzwerken demokratische Institutionen her-
abzusetzen. 
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5.3 Nicht neutral, nur harmlos – 50 Jahre Beutelsbach (Hendrik Kasper Schröder) 

Kontrovers, aber bitte folgenlos – 50 Jahre Beutelsbach 

Der Beutelsbacher Konsens wird in diesem Jahr 50 Jahre alt. Entsprechend groß wird er von 
den Landeszentralen für politische Bildung sowie von der Bundeszentrale im Jahr 2026 unter 
dem Motto „50 Jahre nicht neutral“ gefeiert. Entstanden ist er 1976 im Nachklapp einer Ta-
gung auf Einladung der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg. Für viele 
politische Bildner:innen gehört er bis heute zum Selbstverständnis der eigenen Profession.  

Um einen wirklichen Konsens handelt es sich streng genommen jedoch nicht. So ist das Papier 
Konsens à la Beutelsbach kein Gemeinschaftsprojekt, kein abgestimmter Text, der von ver-
schiedenen und normativ unterschiedlich orientierten Akteur:innen verfasst worden wäre, 
sondern eine subjektive Zusammenfassung von Hans-Georg Wehling (1977), einem damaligen 
Referenten der Landeszentrale für politische Bildung in Baden-Württemberg. All dies ist hin-
reichend bekannt. Weit verbreitet sind auch die Vorzüge, die einem solchen Konsens zuge-
schrieben werden, was sich unter anderem an der wachsenden Aufmerksamkeit zeigt, die in-
zwischen auch weitere Fachdisziplinen dem Konsens widmen.  

Dies alles soll jedoch nicht im Fokus des nachfolgenden Textes stehen. Vielmehr soll die Per-
spektive gewagt werden, den Beutelsbacher Konsens sowie seine drei Gebote (Überwälti-
gungsverbot, Kontroversitätsgebot und Subjektorientierung) kritisch zu betrachten. 

Binsenweisheit Beutelsbach: Wenn Selbstverständlichkeiten zum Konsens erklärt werden 

Nimmt man eine Außenperspektive ein, so kann es durchaus verwundern, dass der Beutels-
bacher Konsens aufgrund seiner Basalität und Trivialität überhaupt eine derartige Verbreitung 
und Langlebigkeit erreicht hat. Spätestens seit der Moderne, also jener Epoche, die Immanuel 
Kant mit seinem sapere aude einläutete und die sich einer wissenschaftsorientierten, institu-
tionellen Bildung verpflichtet fühlt, dürften die drei Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses 
als Selbstverständlichkeiten gelten. 

Selbstverständlich hat eine dem Ideal der Mündigkeit verpflichtete Bildungsidee den An-
spruch, Lernende nicht zu überwältigen (inwiefern dies realistisch ist, darauf wird später noch 
zurückzukommen sein). Ebenso selbstverständlich beinhaltet das Ideal der Wissenschaftsori-
entierung, dass Themen nicht eindimensional, sondern möglichst in ihrer Gesamtheit, das 
heißt in ihrer Komplexität, dargestellt werden. Gerade politische Phänomene lassen sich defi-
nitorisch dadurch charakterisieren, dass es sich um Sachverhalte handelt, bei denen keine na-
turwissenschaftlichen Eindeutigkeiten das Entscheidungshandeln bestimmen, sondern ein 
kontingenter Raum besteht, der durch unterschiedliche Werte strukturiert ist. 

Würde diese Kontingenz politischer Situationen und Phänomene in Bildungsformaten nicht 
sichtbar, ließe sich schwerlich von einer wissenschaftsorientierten und damit modernen Aus-
legung von Bildung sprechen. Einen Beutelsbacher Konsens braucht es hierfür nicht. 

Ebenso selbstverständlich ist für ein modernes Verständnis von Bildung, dass die Adressat:in-
nen von Bildungsprozessen in doppelter Hinsicht berücksichtigt werden. Zum einen geht es 
um die Auswahl methodisch passender Zugänge, die der Lebensrealität der zu Bildenden 
Rechnung tragen. Zum anderen geht es darum, die Adressat:innen von Bildungsprozessen in 
die Lage zu versetzen, selbstständig ihre eigenen Interessen verfolgen zu können (hierauf wird 
später noch zurückzukommen sein). 
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Die falsche Frage! Adressatenorientierung als Subjektfiktion 

Friedrichs (2024) hat diese Vorstellung völlig zu Recht einmal als „krachnaiv“ bezeichnet. Er 
bezog sich dabei auf die Annahme, Menschen verfügten über individuelle Interessen, ein Pa-
radigma, das zweifelsohne im Sinne der Moderne und der Individualisierungsthese weit ver-
breitet ist. 

Die Kritik entzündet sich daran, dass es vernünftigerweise keine rein individuellen Interessen 
geben kann, sondern vielmehr Mit-Interessen. Als Mängelwesen sind Menschen auf eine Viel-
zahl stabiler Rahmenbedingungen angewiesen, die ihr Überleben und darüber hinaus ein wür-
diges Leben sichern. Diese Rahmenbedingungen stellen keine individuellen Interessen dar. 
Vielmehr ließe sich fragen, ob nicht gerade die Vorstellung, es gebe individuelle Interessen, 
wesentlich dazu beigetragen hat, dass wir uns heute in einer Situation wiederfinden, in der 
etwa ökologischer Raubbau möglich ist – legitimiert durch individuellen ökonomischen Auf-
stieg, der kurzfristig vorteilhaft erscheint, sich aus einer politischen Vogelperspektive jedoch 
als nachteilig, ja existenzgefährdend für die Spezies Mensch erweist. 

Ist die Frage nach individuellen Interessen vor diesem Hintergrund tatsächlich die richtige 
Frage für politische Bildung – und darüber hinaus? Oder müsste sie nicht vielmehr lauten, 
welche vernünftigen Mit-Interessen sich formulieren und politisch anvisieren lassen? 

Hinzu kommt, dass auch die Annahme, Gesellschaft bestehe aus selbstbestimmten Subjekten, 
als illusionär zurückgewiesen werden muss. Von klassischen Sozialisationstheorien bis hin zur 
Akteur-Netzwerk-Theorie wird in der Soziologie die Subjektwerdung des Menschen als ein 
vielschichtiger Prozess verstanden, der durch historische, zeitliche und soziale Kontexte ge-
prägt ist. In diesem Sinne gilt es, skeptisch gegenüber jeder Form der Hervorbringung und 
Artikulation partikularer Interessen zu sein. Diese Interessen sind eben nicht allein Ausdruck 
subjektiver Individualität, sondern stets auch kontextgebundene Produkte. 

Bildungsprozesse, die ihren Namen verdienen, müssen daher die Bedingungen der Entstehung 
von Interessen kritisch reflektieren. Ein solches Unterfangen ist jedoch vergeblich in den Lehr-
plänen zur politischen Bildung zu suchen (Bredl/Lange 2020, S. 63). 

Zwischen Liberalismus und Autoritarismus: Jenseits des Rahmens bleibt Schweigen? 

Die Kritik am Kontroversitätsgebot soll im Folgenden anhand der Entscheidungstheorie des 
Inkrementalismus, genauer des Entscheidungsmodus der „negativen Koordination“, erläutert 
werden. In diesem Modus werden lediglich die Interessen jener Akteur:innen berücksichtigt, 
deren Einfluss- und Vetopotenzial so groß ist, dass sie bei einer Entscheidung nicht übergan-
gen werden können. Die Interessen aller anderen Akteur:innen – insbesondere gemeinwohl-
orientierte Perspektiven – bleiben unberücksichtigt (Schimank 2005, S. 269-271). 

Dies ähnelt dem Umgang mit dem Beutelsbacher Konsens, bei dessen Anwendung stets die 
Frage im Raum steht, welche Positionen mitverhandelt werden und welche unsichtbar blei-
ben. Der Politikdidaktiker Joachim Detjen (bpb 2013) fasst eine weit verbreitete Position zu-
sammen, wenn er empfiehlt, aufgrund der didaktisch notwendigen Reduktion im Kern die Po-
sitionen der in den Parlamenten – meist ist damit der Bundestag gemeint – vertretenen poli-
tischen Parteien zu behandeln. 

Diese Engführung von Kontroversität dient zweifellos der Funktionalität politischer Bildungs-
prozesse, bringt jedoch eine beträchtliche Schieflage mit sich. In der Praxis führt sie dazu, dass 
nur jene Positionen als realistisch verhandelbar gelten, die innerhalb bestehender Macht-
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strukturen bereits über erheblichen Einfluss verfügen. Doch was, wenn innerhalb dieses vor-
gezeichneten Rahmens keine adäquaten Lösungen für fundamentale Problemlagen möglich 
sind? Was, wenn sich die präsentierten Lösungsansätze bei genauerem Hinsehen als bloße 
Scheinlösungen erweisen?  

Damit birgt der Beutelsbacher Konsens die Versuchung, Kontroversität innerhalb eines Rah-
mens zu inszenieren, der keine wirklichen Alternativen mehr enthält. Sven Rößler (2016) 
spricht in diesem Zusammenhang von der „Blödmaschine Beutelsbach“ und meint damit keine 
individuelle Dummheit, sondern eine strukturelle Verdummung durch permanente Ablen-
kung, algorithmische Steuerung, Kommerzialisierung von Aufmerksamkeit und Vereinfa-
chungslogiken. Im Kern zielt diese Kritik auf die postulierte Wirkungslosigkeit politischer Kont-
roversen sowie auf die Entleerung demokratischer Selbstbestimmung. 

Bildung ist nur als formative Überwältigung denkbar 

Die folgende Kritik bezieht sich auf die Aporie des Überwältigungsverbots. Auch auf diesen 
Aspekt kann hier nur knapp eingegangen werden. Er ist jedoch ohnehin einer der bekanntes-
ten und bedarf daher möglicherweise keiner ausführlicheren Erläuterung. 

Bereits Kant (1978, 711; A 32–33) hat dieses Problem im pädagogischen Paradox verdichtet, 
indem er die Frage stellte, wie das Ziel der Freiheit unter dem pädagogischen Zwang erreicht 
werden könne. Eine „Lösung“ dieser Aporie ist nicht in Sicht. Mehr noch: Überwältigung ist 
die Grundvoraussetzung jeder pädagogischen Praxis, insofern spezifische Denkformen und 
Denkkategorien mittels didaktischer Mittel formiert werden. 

Von einem Überwältigungsverbot zu sprechen, ist im Raum von Bildungsprozessen daher 
kontrafaktisch. Stattdessen gilt – insbesondere im Sinne einer emanzipatorischen Bildung – 
das Gebot der Transparenz: die Offenlegung weltanschaulicher, ideologischer und politischer 
Wertungen sowie der zugrunde liegenden Hintergrundannahmen. Dies schließt insbesondere 
eine kritische Auseinandersetzung mit den verwendeten Begrifflichkeiten ein. Nicht überwäl-
tigen zu wollen mag das Ziel sein; Überwältigung selbst bleibt jedoch das Mittel. 
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5.4 Zusammenfassung und Kommentierung der Beiträge (Christoph Fantini) 

Stephan Rademacher, Direktor vom Landesinstitut für Schulen in Bremen (LIS), berichtete von 
seiner juristischen Ausbildung, die er zusätzlichen zu seiner Professionalisierung als Schulpä-
dagoge erfahren hatte. Auf dieser Expertise begründete sich der Exkurs in dienstrechtliche, 
beamtenrechtliche Fakten zum Thema. Seine zentrale These: Es gibt kein Neutralitätsgebot, 
sondern ein Neutralitätsverbot.  

Die Merkposten, die man in diesem Kontext aufnehmen konnte: das Beamtenstatusgesetz 
schreibt Mäßigung und Zurückhaltung einerseits vor, aber auch eine Einstandspflicht für die 
freiheitlich demokratische Grundordnung, also das Grundgesetz. Auch das ist ein klarer Teil 
des gesetzlichen Auftrages. Aber Lehrkräfte haben keine umfassende Meinungsfreiheit, auch 
das eine wichtige juristische Ableitung, weil sie während der Dienstzeit, als Beamte, also als 
Amtsverwalter des Staates gesehen werden müssen. 

Sie können versuchen, zu differenzieren, wenn sie ausdrücklich sagen: Jetzt spreche ich mal 
als Privatperson. Aber wenn das ausgenutzt wird zur Meinungsbeeinflussung, ist es nicht mehr 
tragbar. Dazu brachte Rademacher als Beispiel die Aussage von einer Lehrerin während des 
Pandemie-Lockdowns: „Corona gibt es gar nicht, bei mir werden keine Masken getragen, wer 
das will, sitzt in der letzten Reihe.“ Dieser Fall wurde vor Gericht verhandelt. Der Beschluss 
ging in die Richtung, dass zwar auch hier vollständige politische Enthaltsamkeit im Unterricht 
nicht verlangt werden kann, man also signalisieren darf, eine eigene Meinung zu haben. Die 
konkrete Aussage überschreitet aber die durch das Mäßigungsgebot im Beamtenstatusgesetz 
gezogene Grenze, da die Lehrerin Schülerinnen und Schüler in gesellschaftspolitisch grundle-
genden Kontroversen in der Schule einseitig indoktriniert, entgegen gesetzlicher Beschlüsse, 
entgegen Bundestagsbeschlüssen. 

Rademacher gab weitere Beispiele für diese Einstandspflicht. Bei Verstößen gegen das Straf-
gesetzbuch müssen Lehrkräfte selbstverständlich intervenieren, dürfen nicht neutral bleiben, 
vor allem wenn Aussagen volksverhetzend sind. Dies gilt auch für Beleidigungen, die gegen 
gesetzliche Bestimmungen verstoßen, ebenso bei der Verbreitung von Propagandamitteln 
und der Verwendung unzulässiger Kennzeichen.  

Weiter vertieft im konkreten Praxisbezug wurde der Beitrag von Stephan Rademacher, indem 
er acht Aussagen von Schülerinnen und Schülern sowie von Lehrkräften zitierte, die die Teil-
nehmenden dahingehend bewerten sollten, ob sie Grenzüberschreitungen darstellen, oder 
nicht. Hier ergaben sich sehr praxisnahe, längere Diskussionen, z.B. dazu, dass eine Lehrkraft 
sagt: „Partei X kann man nicht wählen, die gehört verboten, denn die hetzt gegen Muslime 
oder gegen den Islam“. Die Entscheidung des Gerichts war, dass dies eine gerade noch er-
laubte Aussage sei, da sie eben noch im Bereich der Meinungsfreiheit positioniert wurde. 

Der zweite Beitrag von Hendrik Schröder, Politikdidaktiker an der Bremer Universität, führte 
in den Beutelsbacher Konsens ein. Sein Ziel war dabei der Versuch, dieses Programm, das zu 
einer Art Selbstverständlichkeit geworden sei, im Diskurs, in Bezug auf paradoxe, weil zu vo-
raussetzungsreiche Vorannahmen kritisch zu reflektieren. Ein Beispiel wäre hier die Frage, ob 
die Tatsache, dass das Curriculum Bildungsinhalte vorschreibt, die durch Lehrende und Schü-
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lerinnen quasi unhinterfragt angenommen werden sollen, nicht auch als eine Form der Über-
wältigung verstanden werden könnte. Darin könnten sich potentielle Entmündigungen ver-
bergen.  

Diese Kritik wurde exemplarisch konkretisiert. Man müsste eben auch ethnozentrische, oder 
aber eurozentrischen Curricula zu bestimmten geschichtlichen Komplexen durchaus als eine 
Überwältigung wahrnehmen, und nicht nur Statements in politischen Debatten, wo eine Lehr-
kraft sich zu eindeutig einseitig äußert.  

Ebenso kritisch beleuchtete Schröder die weitere Ebene der Interessens- bzw. Adressatenori-
entierung aus dem Beutelsbacher Konsens, also den Auftrag bei der Bildungsvermittlung zu 
ergründen, was eigentlich Schülerinnen und Schüler tatsächlich interessiert, was an deren Le-
benswelt anschließt, worum es ihnen wirklich gehen könnte. Das beschrieb Schröder als etwas 
Illusionäres mit Blick auf folgendes Phänomen: So müsse berücksichtigt werden, dass die In-
teressen, die ein 14-Jähriger im Laufe seiner Sozialisation in der deutschen Schule ausgebildet 
hat, auch das Produkt seiner Institutionslaufbahn seien. Fächerübergreifender politischer Bil-
dung käme daher die Aufgabe zu, Schülerinnen und Schüler zur grundlegenden, ja radikalen 
Reflexion darüber anzuhalten, ‚warum sie glauben, dass es so ist, wie sie glauben, dass es ist‘ 
(Schröder).  

Der nächste Zugang zur kritisch-reflexiven Anwendung des Beutelsbacher Konsenses war der 
Hinweis auf das sogenannte Kontroversitätsgebot, also die Verpflichtung zu einem Thema ver-
schiedene Meinungen, verschiedene Positionen einzubringen. Dadurch nehme man die Ler-
nenden mit, verschiedene Denkansätze zu erkennen und vergleichend gegenüberzustellen, 
um eine eigene Meinung zu bilden. Aber solange die Schule die Grenzen der Kontroverse vor-
gebe, also welche kontroversen Thesen nicht einzubringen wären, gebe es auch hier ein Ein-
fallstor für Manipulation. Das sei eine Dynamik, die in Schulen dann etabliert wäre, wenn zum 
Beispiel sozialistische Denkweisen oder pointierte Kapitalismuskritik als ein Teil einer Kontro-
verse nicht berücksichtigt würden, sondern eher affirmative, an der Oberfläche kontrovers 
erscheinende Diskurse, ohne grundsätzliche Systemkritik. 

Im Anschluss an diesen Vortrag folgte der Kommentar aus der Praxis von Anna Igho Priester, 
Berufsschullehrerin und ehemalige Leiterin des Kompetenzzentrums für Interkulturalität am 
Landesinstitut für Schule Bremen. Sie machte aus der Schulalltagsperspektive deutlich, dass 
es regelmäßig die Herausforderung sei, den Transfer von solchen theoretischen Einsichten in 
die Praxis umsetzen zu können. Ein Beispiel von ihr dazu: Was macht man als Lehrkraft, wenn 
bestimmte Prüfungen in den nächsten Tagen durchzuführen sind, die Schüler durch den Stoff 
geführt werden müssen, und sich dann eine Schülerin am Anfang des Unterrichts meldet und 
sagt: „Frau Priester, wie stehen Sie eigentlich zu Palästina?“ Was wäre dann eine angemes-
sene Reaktion?  

Es wurden noch weitere anschauliche Beispiele aus der Praxis eingebracht, die das Dilemma 
verdeutlichen, wenn ‚mal eben schnell entsprechend des Beutelsbacher Konsens‘ (Igho), ge-
schaut werden soll, wie man sich als Lehrperson positioniert, ob man eine Kontroverse erst 
mal zurückweist, und sagt, irgendwann machen wir es, und dann warten alle darauf, oder aber 
einsteigt trotz aller Bedenken bezüglich zu vermittelnder Lernstoffmenge. Priester rundete 
dies durch ein Statement über die herausfordernde Aufgabe ab, eine Debattenkultur zu initi-
ieren, in welcher Kontroversen zu verschiedenen Themen und Lehrinhalten besprochen wer-
den können. Die Herausforderung wäre also, den Schülerinnen und Schülern beizubringen, 
kontrovers zu debattieren, und zwar ohne möglicherweise zu enge Grenzen, die die Schule 
dafür setzt, und dabei gleichzeitig dennoch zu lernen, den Meinungsstreit auszutragen, ohne 
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sich gegenseitig zu diffamieren. Eine bedenkenswerte Anregung als Schlusssentenz zum 
Thema des Symposiums. 
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6 Symposium: Fakten und Fakes zur Mehrsprachigkeit – welche (kritischen) 
Fachdiskurse werden in der öffentlichen Debatte der letzten Dekade 
wahrgenommen, und welche nicht? 

Im Symposium „Fakten und Fakes zur Mehrsprachigkeit – welche (kritischen) Fachdiskurse 
werden in der öffentlichen Debatte der letzten Dekade wahrgenommen, und welche nicht?“ 
wurde auf Grundlage von drei Impulsbeiträgen von Prof. Dr. Juli Panagiotopoulou (Universität 
zu Köln), Prof. Dr. Jeff Bale (University of Toronto) und Anna Makowska (Landesinstitut für 
Schule Bremen) über Fragen des Umgangs mit Sprache und Mehrsprachigkeit diskutiert.  

Es folgen eine gemeinsame Einführung und Zusammenfassung der Beiträge der Moderatorin 
Dr. Dita Vogel (Universität Bremen), der Berichterstatterin Prof. Dr. Andrea Daase (Universität 
Bremen) und Dr. Katja Baginski (Universität Bremen) (6.1.) sowie Beiträge von Prof. Dr. Jeff 
Bale (6.2.) und Anna Makowska (6.3). 

6.1 Einführung und Zusammenfassung der Beiträge und Diskussion (Dita Vogel, Andrea 
Daase und Katja Baginski) 

Mehrsprachigkeit ist Fakt in einer globalisierten Welt. In Deutschland fördert die Schule die 
Entwicklung mehrsprachiger Kompetenzen für alle durch Englischunterricht ab der dritten 
Klasse und die Pflicht, auf dem Weg zum Abitur eine weitere Sprache in der Schule zu lernen. 
Migrationsbedingte Mehrsprachigkeit ist dagegen nach wie vor ein umkämpftes Thema. 
Wenn in der Familie regelmäßig außer Deutsch noch eine weitere Sprache gesprochen wird, 
was in etwa einem Viertel aller Haushalte der Fall ist8, wird dies oft als Risiko diskutiert. Wenn 
Kinder im Schulalter zuwandern, steht am Anfang oft eine reine Deutschförderung, zumeist 
als Sprachförderung bezeichnet, während die mitgebrachten sprachlichen und schulischen 
Kompetenzen nicht beachtet werden.  

Auch im Arbeitsbereich Bildung in der Migrationsgesellschaft wird zum Umgang mit Mehr-
sprachigkeit in Schulen seit seiner Gründung geforscht sowie zur bildungspolitischen und un-
terrichtspraktischen Entwicklung beigetragen. So wurde der Entwicklungsplan Migration und 
Bildung im Land Bremen (2013) maßgeblich auf der Basis einer Studie der Universität entwi-
ckelt (Karakaşoğlu et al. 2011) und später auch evaluiert (Karakaşoğlu et al. 2021). Im Projekt 
Transnationale Mobilität in Schulen wurde u.a. ein Vorschlag entwickelt, alle Sprachen wie 
zweite Fremdsprachen als Voraussetzung für das Abitur anzuerkennen.9 In der LehrLernwerk-
statt Fach*Sprache*Migration werden Lehrkräfteausbildung, Schüler:innenförderungen und 
Forschung verbunden, wenn angehende Lehrkräfte zugewanderte Sekundarschüler:innen un-
ter fachlicher Anleitung unterrichten und dies auch beforscht wird (Baginski 2025). Ein wert-
schätzendes ressourcenorientiertes Anknüpfen an Mehrsprachigkeit ist dabei selbstverständ-
lich. 

In der Bildungspolitik und in der Öffentlichkeit wird über die sprachliche Förderung für Zuge-
wanderte oft so diskutiert, als gäbe es keine Fachdiskurse in den Sprach- und Erziehungswis-
senschaften zu dieser Thematik (Daase/Mattfeld 2026). Ebenso wenig werden in diesem Kon-
text die rasanten Entwicklungen der künstlichen Intelligenz thematisiert, die Übersetzungs-
möglichkeiten in viele Sprachen auch im Unterricht ermöglichen. 

                                                      
8 Isekim-Blogbeitrag mit Grafiken zur Mehrsprachigkeit 

9 Tramis.de 
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Welche Fachdiskurse den Weg in die öffentliche Debatte der letzten Dekade (nicht) geschafft 
haben, woran das liegt und ob die rasante Entwicklung durch KI in diese Debatten schon ein-
gegangen ist, wurde im Symposium zur Diskussion gestellt. Zur Anregung konnten kurze Im-
pulsvorträge eingeworben werden: 

• Julie Panagiotopoulou (Professur für Erziehungswissenschaft, Schwerpunkt Bildung 
und Entwicklung in Früher Kindheit, Universität zu Köln): Abwertungsdiskurse um 
Bildungsferne, Halb- und Nullsprachigkeit bzw. Nicht-Deutsch(sprachig) 

• Jeff Bale (Professor of Language and Literacies Education, University of Toronto): 
Against Facts. Für ein alternatives Umgehen mit Mehrsprachigkeit in der Schule 

• Anna Makowska (Mitgründerin einer Willkommensschule und Ausbilderin am 
Landesinstitut für Schule): Deutsch als Zweitsprache und sprachsensibler 
Fachunterricht – Einblicke und Positionierungen aus der Praxis einer 
Willkommensschule  

Im Folgenden listen wir schlaglichtartig einige Schwerpunkte der Diskussion auf. 

• Ein Thema war die Verwendung der Worte „Deutsch“ und „Sprache“. Wenn z.B. mit 
Sprachförderung nur Deutschförderung gemeint ist, werden andere Sprachen 
abgewertet. „Deutsch“ wird sowohl für die Staatsangehörigkeit als auch für die 
Sprache verwendet. Vor dem Hintergrund der geschichtlichen Entwicklung und 
aktueller nationalistischer Strömungen wird deutsche Staatsbürgerschaft mit 
monolingualer Deutschsprachigkeit assoziiert, obwohl Deutschland schon lange eine 
mehrsprachige Migrationsgesellschaft mit zahlreichen mehrsprachig lebenden 
Einwohner:innen ist. 

• Zudem wurde die Rolle und Bedeutung der Erst- und Familiensprachen für die 
Identitätsentwicklung und schulischen Erfolg der Schüler:innen thematisiert und 
danach gefragt, wie für die Unterstützung der Erstsprachen geworben werden kann, 
ohne die Notwendigkeit einer Deutschförderung vor allem als Bildungsauftrag für 
zugewanderte Schüler:innen zu vernachlässigen. Jeff Bales These (siehe Kapitel 6.2), 
dass es nicht mehr Fakten brauche, sondern mehr aufgeklärte Narrative, wurde lebhaft 
diskutiert. Es wurde die Entwicklung aufgeklärter Narrative gefordert, um 
vorherrschenden falschen und halbaufgeklärten Narrativen entgegenzuwirken. 

• Willkommensschulen wurden in Bremen nach dem raschen Anstieg der 
Fluchtmigration aus der Ukraine gegründet und zunächst als zentrale Standorte zum 
Deutschlernen mit parallelem Unterricht in ukrainischer Sprache genutzt (siehe Kapitel 
6.3). Später wurden diese auf Zugewanderte aller Nationalitäten ausgeweitet. 
Fachunterricht wurde fortan auf Deutsch erteilt. Damit wurde der bisherige Ansatz von 
Vorkursen an Regelschulen mit zunehmender Teilnahme an Regelklassen 
(teilintegratives Modell) um ein segregierendes Aufnahmemodell ergänzt, dem in 
erster Linie geflüchtete Jugendliche zugewiesen werden. Diese Schulform wurde 
kontrovers diskutiert. Eine Zuweisung von Zugewanderten in separate Schulen wurde 
als Widerspruch zum inklusiven Anspruch der Bremer Schulen und als rassistische 
Diskriminierung charakterisiert. Andererseits wurde hervorgehoben, dass es nicht nur 
darauf ankommt, wer mit wem in einem Raum unterrichtet wird, sondern wie es um 
die Qualität des Unterrichts steht, die auch im teilintegrativen Modell nicht immer mit 
Zugang zu hochwertiger Bildung verbunden ist. Übereinstimmend wurde hier weiterer 
Diskussions- und Forschungsbedarf gesehen.  
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• Last but not least: Es wurde auch ein kritischer Blick auf die Hochschullehre geworfen, 
die ebenso wenig frei von Linguizismus ist. So wurde eine stärkere 
Mehrsprachigkeitsorientierung in Seminaren gefordert, damit Lehrende auch 
vorleben, was sie predigen. 

Es folgt eine fokussierte Zusammenfassung des ersten Beitrags „Abwertungsdiskurse um Bil-
dungsferne, Halb- und Nullsprachigkeit bzw. Nicht-Deutsch (sprachig)“ von Juli Panagiotop-
oulou (Universität zu Köln). Im Anschluss finden sich die Beiträge von Jeff Bale und Anna Ma-
kowska in den Kapiteln 6.2 und 6.3. 

Julie Panagiotopoulou zeigte anhand von Medienberichten auf, wie Mehrsprachigkeit als ein 
sprachliches Defizit im Deutschen konstruiert und mit Bildungsferne assoziiert wird. Aus der 
Perspektive der erziehungswissenschaftlichen Migrationsforschung wurde kritisiert, dass 
mehrsprachigen Schüler:innen pauschal unterstellt wird, sie beherrschten kein „bildungs-
sprachliches Deutsch“ (Dirim/Khakpour 2018) und gelten daher als „nullsprachig“ (David-
Erb/Panagiotopoulou 2025). Mehrsprachige Kinder benötigten demnach eine Normalisierung 
mittels Deutschförderung (Diehm/Panagiotopoulou 2011). Nicht Deutsch(sprachig)sein wird 
damit zum Risikofaktor. Diese Kinder und deren Familien werden durch das System diskrimi-
niert und gleichzeitig für ihre Situation verantwortlich gemacht – was eine doppelte Diskrimi-
nierung darstellt. Der Beitrag von Panagiotopoulou endet mit einem anschaulichen Beispiel 
aus einer Studie: 

Es klingelt zur Pause, alle Kinder rennen raus… Frau Erhardt fällt auf, dass Amila ihre 
Sachen im Raum vergessen hat (auf ihrem Tisch liegen noch ein Mäppchen und einige 
Arbeitsblätter). Sie lacht und bemerkt, dass Amila manchmal ziemlich vergesslich sei. 
„Ich find die ja super“, sage ich, „so selbstbewusst und dabei total sozial den anderen 
gegenüber.“ Frau Erhardt stimmt mir zu und ergänzt, dass sie auch „sehr fleißig“ sei 
und „immer arbeiten und lernen“ wolle. „Wenn sie noch ein paar Jahre hier lernt, wird 
sie bestimmt ‘ne richtig gute Schülerin, wie ein deutsches Kind“, sie stockt kurz und 
sagt dann lachend: „Oder noch besser“ (Knappik et al. 2025, S. 81). 
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6.2 Against Facts. Für einen alternativen Umgang mit Mehrsprachigkeit in der Schule 
(Jeff Bale) 

Meine These auf einen Blick: Auf der einen Seite stehen zahlreiche wissenschaftliche Erkennt-
nisse aus der Sprachwissenschaft über die Vorteile von Mehrsprachigkeit und mehrsprachiger 
Pädagogik. Auf der anderen stellt sich die Frage: Wie setzen wir diese Erkenntnisse im schuli-
schen Alltag um? 

Zwischen diesen beiden Polen klafft eine erhebliche Lücke. Es versteht sich von selbst, dass 
das Ziel aller Erziehungswissenschaftler:innen darin besteht, diese Lücke zu schließen – oder 
sie zumindest zu verkleinern. Doch die entscheidende Frage lautet: Wie? 

Mein Argument: Diese Lücke lässt sich nicht durch weitere empirische Studien schließen. Viel-
mehr erfordert sie eine politische und ideologische Auseinandersetzung sowie eine gezielte 
Aufklärung. Kurzum: Statt mehr Fakten brauchen wir aufgeklärte Narrative. 

Zu den Fakten: Seit 50 Jahren schon wissen wir aus der Sprachwissenschaft unter anderem: 

● Mehrsprachigkeit ist der Normalfall in der Gesellschaft. 

● Anders gesagt: Einsprachigkeit ist eine soziale Konstruktion, die vor allem durch das 
Bildungssystem aufrechterhalten wird. 

● Mehrsprachige Menschen nutzen ihr gesamtes sprachliches Repertoire zur 
Kommunikation. Das Mischen und Wechseln zwischen Sprachen ist völlig normal. 
Zwar gibt es innerhalb der Sprachwissenschaft unterschiedliche Auffassungen 
darüber, wie dieses „Switchen“ zu verstehen ist, doch das Phänomen selbst gilt als 
selbstverständlich. 

● Infolgedessen kann der Erwerb weiterer Sprachen erleichtert bzw. bereichert 
werden, wenn Lernende ihr gesamtes sprachliches Repertoire nutzen dürfen. 
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● Sprachliche Performanz ist ein zentraler Bestandteil unserer Subjektivität. Wird uns 
die Nutzung bestimmter Teile unserer sprachlichen Fähigkeiten untersagt, bedeutet 
das zugleich eine Einschränkung unserer menschlichen Ausdrucksfähigkeit. 

Wenn diese Erkenntnisse überhaupt Eingang in die Bildungspolitik bzw. Pädagogik finden, 
dann meist nur auf symbolischer Ebene. Sobald versucht wird, diese Symbolik in die Praxis zu 
überführen, dominieren wieder Fake-Narrative der Einsprachigkeit. Dafür gibt es in Kanada 
zahlreiche Beispiele, von denen ich nur zwei hervorheben möchte, um meine These zu unter-
mauern. 

Beispiel 1 – aus meiner Praxis in der Lehrer:innenbildung: 

Vor drei Monaten habe ich dieses Thema mit angehenden Lehrkräften in einer Vorlesung zu 
“Supporting English Language Learners” besprochen. Wir haben uns das Rahmenkonzept zur 
Sprachbewertung in Ontario – STEP: Steps to English Proficiency – angeschaut.  

 

Abbildung 1: Titelseite des Rahmenkonzepts STEP: Steps to English Proficiency (Ontario Ministry of Education, 
2015) 

Zunächst das Symbolische: Auf der Titelseite eines Rahmenkonzepts für die Entwicklung eng-
lischer Sprachfähigkeiten (s. Abbildung 1) werden mehrere Sprachen und Schriftarten darge-
stellt. Die Seite ist bunt und nutzt die gängige Baum-Metapher, um Sprache und das Verhältnis 
zwischen Sprachen darzustellen. Doch alle Sprachen äußern nur ein einziges Wort: Englisch. 
Die Botschaft ist klar: Sprachliche Vielfalt darf anerkannt und sogar gefeiert werden – solange 
sie sich auf Englisch ausrichtet. Ein Blick auf diese Titelseite genügt, um das Paradox des kana-
dischen Multikulturalismus zu erkennen. 

Nun zum Konkreten: Das Rahmenkonzept besteht aus mehreren Bewertungsschemata, je 
nach Sprachmodalität (Sprechen/Hörverstehen, Lesekompetenz, Schreiben) und Klassenstu-
fen. In der Vorlesung haben wir das Bewertungsschema für die mündliche Sprache zusammen 
betrachtet (s. Abbildung 2).  
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Abbildung 2: Bewertungsschema des STEP-Rahmenkonzepts für mündliche Sprache, 4.–6. Klasse (Ontario Mi-
nistry of Education, 2012) 
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Vom Design her wirkt diese Skala typisch und unauffällig. Links befinden sich die zu bewerten-
den Elemente (Hörverstehen und Sprechen), rechts eine Skala von 1 (Anfänger) bis 6 (Fortge-
schrittene) mit kurzen Beschreibungen der jeweiligen Performanz („observable language be-
haviours”) zu jeder Stufe.  

Bei näherer Betrachtung jedoch treten mehrere bedeutsame Details hervor. Andere Sprachen, 
d.h. nicht-englische Sprachen, werden nur auf den unteren Stufen erwähnt (Steps 1 & 2) und 
dann getrennt von Englisch. Auf den höheren Stufen hingegen wird keine Sprache explizit ge-
nannt. Darüber hinaus wird der zu bewertende Wortschatz unterschiedlich beschrieben. Eine 
deutliche Trennung wird gemacht zwischen „personal”, „social”, „high-frequency” auf der ei-
nen Seite und „subject-specific”, „academic”, „low-frequency” Wörtern auf der anderen Seite.  

Zum einen spiegeln diese Details eine eindeutig monolinguale Ideologie (Woolard 1998). Dass 
nicht-englische Sprachen ausschließlich auf den unteren Stufen erscheinen, deutet an, dass 
die Nutzung anderer Sprachen als Merkmal von Anfänger:innen gilt – also als Hinweis darauf, 
dass Schüler:innen andere Sprachen nur verwenden, weil ihre Englischkenntnisse angeblich 
nicht ausreichen. Die Tatsache, dass Englisch in den unteren Stufen von anderen Sprachen 
getrennt wird, impliziert zudem, dass Sprachen nacheinander und nicht gleichzeitig gelernt 
werden. Darüber hinaus wird Französisch – obwohl es in Ontario ein Pflichtfach von der 4. bis 
zur 9. Klasse ist – überhaupt nicht erwähnt, ebenso wenig wie die Möglichkeit, Kompetenzen 
in weiteren Sprachen zu bewerten. Die monolinguale Ideologie hinter diesen Details wider-
spricht den zuvor aufgelisteten Erkenntnissen der Sprachwissenschaften, vor allem, dass 
mehrsprachige Menschen ihr gesamtes sprachliches Repertoire nutzen, um weitere Sprachen 
zu lernen. 

Zum anderen führt die künstliche Trennung der Sprache im STEP-Schema zu einer rassifizier-
ten Hierarchie. Wenn andere Sprachen nur im Zusammenhang mit einem angeblichen Mangel 
an Englisch erscheinen, wird die Dominanz des Englischen weiter verstärkt. Die gängige Tren-
nung zwischen „sozialen“ und „akademischen“ Sprachregistern basiert auf einer Abwertung, 
dass die der erstere zu einfach, konkret und inhaltsarm sei. Wenn die „akademische“ Sprache 
mit der Sprachpraxis weißer Familien aus dem Mittelstand verbunden wird, werden die Spra-
che wie auch das Wissen rassifizierter und mehrsprachiger Familien untergeordnet. Diese Kri-
tik basiert auf Erkenntnissen der kritischen angewandten Linguistik, die rassismuskritische und 
dekoloniale Analysen betonen (z.B. Motha, 2014; Rosa/Flores, 2017). Aus diesen Perspektiven 
wissen wir, dass Ideologien über Rasse und Sprache zusammenwirken, um rassifizierte Hierar-
chien zu schaffen und zu legitimieren. 

In der Vorlesung sind wir die Frage angegangen, wie könnte es anders gehen? Gemeinsam mit 
ungefähr 200 angehenden Lehrkräften haben wir geübt, wie wir das Bewertungsschema über-
arbeiten könnten. Um zwei Beispiele zum Hörverstehen zu nennen:  

⚫ Step 2: “Respond to simple questions in English” → Alternativvorschlag: “Respond to 
simple questions in English and age-/grade-appropriate questions in other 
languages used” 

⚫ Step 6: “Respond to an oral academic text through active participation in a class 
discussion with some vocabulary and grammar support” → Alternativvorschlag: 
“Respond to oral texts through active participation in a class discussion with some 
vocabulary and grammar support” 

Diese einfachen Änderungen machen andere Sprachen sichtbar im Bewertungsschema und 
dadurch hörbar im Klassenzimmer, etwa nach dem Motto „Was nicht genannt wird, wird nicht 
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geprüft”. Auch die fragwürdige Trennung zwischen sozialer und akademischer Sprache kann 
ersetzt werden durch eine Bewertung von abstrakter und komplexer Kommunikation – unab-
hängig von der Sprache bzw. vom Sprachregister (s. Flores/Rosa, 2015). 

Auch wenn dieses überarbeitete Schema näher an den wissenschaftlichen Erkenntnissen der 
Sprachwissenschaft steht, bedeutet das doch nicht, dass (angehende) Lehrkräfte bereit sind, 
es in der Praxis umzusetzen. Am Ende dieser Sitzung z.B. habe ich mehrere Rückmeldungen 
von nicht überzeugten Studierenden bekommen. Eine Studentin sagte, „Aber ist es nicht mein 
Ziel als Lehrerin, dass Schüler:innen Englisch beherrschen?” Aus meiner Sicht steckt dahinter 
die Frage: warum soll ich mich um andere Sprachen kümmern? Eine andere sagte, „Ich bin 
Lehrerin, nicht Sprachwissenschaftlerin. Wie soll ich die Sprachperformanz bewerten, wenn 
ich die Sprachen meiner Schüler:innen nicht kenne?” Durch ihre Frage erscheint die Infrage-
stellung der Machbarkeit selbst als Hauptbarriere.  

Diese Fragen zeigen, dass die Einbeziehung von Mehrsprachigkeit die monolinguale Haltung 
vieler angehender Lehrkräfte irritiert. 

Beispiel 2 – aus einer Gesamtschule in Toronto 

In Ontario wird jeden Morgen zum Schulanfang die Nationalhymne vorgespielt und eine 
Landanerkennung (Land Acknowledgment) vorgelesen (in der indigene Gebiete formal aner-
kannt werden). In vielen Schulen werden unterschiedliche Versionen der Nationalhymne vor-
gespielt. Die Webseite der Eglinton Junior Public School in Toronto zeigt mehrere Links zu 
Youtube-Videos mit der Nationalhymne u.a. auf Englisch gesungen, aber aus einer indigenen 
Perspektive; eine Version, die auf Mi’kmaq gesungen wird; eine Version auf Englisch von Jun-
gen afrikanischer Herkunft gesungen (die im Video mit Hockey-Hemden auftreten); und eine 
Version auf Französisch, von der kanadischen Heldin, Celine Dion, gesungen. Auf dieser sym-
bolischen Ebene sehen wir die kanadische Schnittmenge „Patriotismus” mit „Multikulturalis-
mus”.  

Nun zum Konkreten: Am 07.10.2025 wurde in einer Gesamtschule in Toronto die National-
hymne auf Arabisch vorgespielt. Dieses Ereignis – selbst ein Beispiel der Schnittmenge „Patri-
otismus” mit „Multikulturalismus” – hat sich sofort in einen Skandal verwandelt. Worum ging 
es? Vorgeworfen wurde, dass das Vorspielen einer arabischen Version der Nationalhymne an 
dem zweiten Jahrestag der Hamas-Angriffe in Israel ungeeignet, beleidigend, und schlechthin 
antisemitisch sei.  

 

https://schoolweb.tdsb.on.ca/eglinton/Home/O-Canada-Versions
https://youtu.be/BwNyIquttMQ
https://youtu.be/BwNyIquttMQ
https://youtu.be/GmKPNCCl1xw
https://youtu.be/OF7lxLyrEe0
https://youtu.be/OF7lxLyrEe0
https://youtu.be/xiMeZgnkBb8
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Abbildung 3: Bildschirmfoto von 6ixBuzzTV (2025) auf X 

 

Die Schulverwaltung reagiert: Die Schüler:innen allein haben die Entscheidung getroffen, um 
Islamic History Month anzuerkennen; die Schulverwaltung habe die Entscheidung nicht über-
prüft, habe sich aber sofort bei jüdischen Schüler:innen und Kolleg:innen entschuldigt.  

Die Medien, wie Abbildung 3 zeigt, haben dieses Ereignis mit einigen, aber nicht allen Folgen 
der Hamas-Angriffe verbunden. Erwähnt wurde, dass es noch israelische Geiseln in Gaza gibt, 
aber nicht der Genozid, den Israel in Gaza noch führt. 

Wenige Tage später hat sich der Bildungsminister Ontarios dazu geäußert: ab sofort darf die 
Nationalhymne nur auf Englisch oder Französisch – also auf einer der zwei offiziellen Sprachen 
Kanadas – vorgespielt werden (Rushowy 2025). 

Auch wenn wir einräumen, dass der 07.10. nicht der passendste Tag war, um Islamic History 
Month auf diese Art und Weise anzuerkennen, auch wenn die Schulverwaltung den Fehler 
gemacht hat, die Entscheidung der Schüler:innen nicht genauer zu prüfen, hat das Gebot, die 
Nationalhymne nur auf Englisch oder Französisch vorzuspielen, überhaupt nichts mit den De-
tails dieses Ereignisses zu tun.  

Stattdessen zeigt die Reaktion des Ministers, wie auch der Medien und des öffentlichen Dis-
kurses, einige heftige Auswirkungen: 

⚫ Arabisch wird erneut als eine verdächtige Sprache charakterisiert. 

⚫ Der Islam wird erneut mit dem Antisemitismus gleichgesetzt. 

⚫ Das Vorspielen der Nationalhymne in anderen Sprachen - z. B. indigenen Sprachen - 
wird auch verboten, was schädlich für die Versöhnung zwischen Indigenen Völkern 
und Siedler:innen sein kann. 

⚫ Kurzum: Die ideologische und materielle Macht des Englischen und des 
Französischen wird dadurch gestärkt. 
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Fazit 

Auf den ersten Blick erscheint es vielleicht so, dass diese zwei Beispiele nichts miteinander zu 
tun haben. Aber in einem Kontext, in dem die Mehrsprachigkeit erneut skeptisch dargestellt 
wird, in dem die Zentralität des Englischen und Französischen im kanadischen Leben wieder 
behauptet wird, schließt sich der erforderliche ideologische und praktische Spielraum, um 
eine monolinguale Art der Sprachbewertung (wie z.B. in Abbildung 2 dargestellt) in eine zu 
verwandeln, die sprachsensibel und mehrsprachig ist.  

Die Fakten, die eine mehrsprachige Herangehensweise zur Sprachbewertung unterstützen, 
sogar erfordern, sind dieselben. Der soziale und politische Spielraum, um sie in die Praxis zu 
überführen, wird trotzdem geringer. Konkreter gesagt: In diesem Kontext wird es mir er-
schwert, die Fragen meiner angehenden Lehrkräfte zu dieser mehrsprachigen und sprachsen-
siblen Art von Sprachbewertung zu beantworten, Zweifel anzusprechen, und sie vielleicht von 
einer kritischen mehrsprachigen Pädagogik zu überzeugen.  

Um diesen Spielraum wieder auszudehnen, benötigen wir keine weiteren Fakten zur Mehr-
sprachigkeit, zum Spracherwerb oder zur Sprachbewertung usw. Stattdessen brauchen wir 
theoretische und praktische Strategien, die uns dabei helfen, über die umkämpfte Realität der 
Mehrsprachigkeit aufzuklären und angehenden Lehrkräften die Chancen zu ermöglichen, sich 
mit diesen Strategien auseinanderzusetzen, sie zu durchdenken und zu üben. 

Epilog 

Die Leitfrage zu dem Symposium auf der Tagung im November 2025 hat sich auch auf Mehr-
sprachigkeit im digitalen Zeitalter bezogen. Ich bin kein Experte mit dem Digitalen, deswegen 
hatte ich nichts dazu in meinem Vortrag geplant. Jedoch habe ich in den letzten Monaten 
endlich angefangen, ein bisschen mit der künstlichen Intelligenz herumzuspielen. Für diesen 
Vortrag habe ich „Copilot“, die KI von Microsoft, benutzt, um meine Notizen zu überarbeiten, 
damit das Publikum mein Deutsch besser verstehen kann. Besser gesagt: ich habe versucht, 
Copilot zu benutzen. Beim zweiten Beispiel ist mir dies nicht gelungen. 

Wegen der Länge des Textes musste ich ihn in zwei Teile aufteilen. Mit der ersten Hälfte hatte 
ich kein Problem. Als ich die zweite Hälfte in die KI eingegeben hatte, hat sie mir kurz einen 
überarbeiteten Text gezeigt, dann war er plötzlich wieder weg. Gleich danach kam diese Rück-
meldung: 

Copilot: Hmm… It looks like I can’t Chat about this. Let’s try a different topic. 

Worum ging der zweite Teil? Um Israel, Hamas, Genozid. Ich bin über irgendwelche Filter ge-
stolpert. Bei einem zweiten Versuch, habe ich diese “Stichwörter” gestrichen, bekam aber die-
selbe Rückmeldung. Als ich “why not?” gefragt habe, hat die KI so geantwortet: 
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Abbildung 5: Eine „Erklärung” zum verschwundenen Text 
 

Meine These wird wieder bestätigt: Es geht hier nicht um Fakten, es geht um einen dringenden 
Bedarf, Ideologien aufzuklären.  
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6.3 Deutsch als Zweitsprache und sprachsensibler Fachunterricht – Einblicke und Positio-
nierungen aus der Praxis einer Willkommensschule (Anna Makowska) 

Die Ergebnisse einer Umfrage unter den Lehrkräften einer kleinen Willkommensschule ver-
deutlichen, dass die größten Herausforderungen beim Aneignen der deutschen Sprache in der 
Schule weniger im Klassenzimmer sitzen – sie sitzen in Köpfen, Routinen und Institutionen. 
Die Kluft zwischen wissenschaftlichen Erkenntnissen und schulischer Praxis verweist dabei we-
niger auf individuelles Versagen als auf strukturelle Spannungsfelder eines Schulsystems, das 
sich unter den Bedingungen der Migrationsgesellschaft kontinuierlich weiterentwickeln muss. 

Das wird besonders deutlich an den Äusserungen dazu, welche zentralen Probleme Lehrkräfte 
für die Sprachaneignung im Deutschen nennen: 1. Mangelnde Motivation und Disziplin, 2. 
Angst vor dem Sprechen, 3. wenig Kontakt zu Einheimischen, und 4. zu wenige DaZ-Stunden.  
Auf den Wunsch nach zusätzlichen Stunden in Deutsch als Zweitsprache möchte ich näher 
eingehen. 

Die meisten Lehrkräfte sind Fachkräfte für Deutsch als Zweitsprache. Diesen Unterricht halten 
sie auch für die beste Möglichkeit, Deutsch zu lernen. Die Grafik (Abb. 1, 2) zeigt, dass die 
Potenziale bilingualen Unterrichts und sprachsensiblen Fachunterrichts für das Deutschlernen 
als relativ gering eingeschätzt werden, obwohl diese Aspekte in der wissenschaftlichen Fach-
diskussion als wichtig betrachtet werden. Entsprechend wird auch die Bedeutung der Erst-
sprachen zum Lernen gering eingeschätzt. Nur wenige Lehrkräfte erlauben es regelmäßig, dass 
die Erstsprachen zum Lernen in der Klasse genutzt werden können (Abb. 2).  

Abb. 1 

 

Abb. 2  
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Auch differenzieren Lehrkräfte nur teilweise ihren Unterricht und nutzen dabei unterschied-
lich Darstellungsformen oder Sprachhilfen (Abb. 3 und 4). 

Abb. 3 

 

Abb. 4 

 

Sprache wird als Aufgabe des DaZ-Unterrichts verstanden. Auch zusätzliche Förderstunden 
reichen nicht aus, um schulsprachliche Anforderungen zu bewältigen, wie sich im Alltag und 
an den Ergebnissen der Schüler:innen zeigt.  

Mehr DaZ-Stunden lösen kein Sprachproblem, wenn der restliche Unterricht sprachblind 
bleibt. Sprache lässt sich nicht auslagern – weder organisatorisch noch didaktisch. Sprachsen-
sibler Fachunterricht ist kein didaktisches Add-on. Er ist die Mindestanforderung an Unterricht 
in einer Migrationsgesellschaft. Wird Spracherwerb auf wenige DaZ- und Förderstunden be-
grenzt und nicht systematisch in den Fachunterricht integriert, werden sprachliche Kompe-
tenzen auch nur in diesen wenigen Stunden aufgebaut und geübt. Die Forderung nach mehr 
DaZ-Stunden verweist auf ein weit verbreitetes, wissenschaftlich jedoch überholtes Verständ-
nis von Sprachförderung und trägt dazu bei, dass Lernende trotz zusätzlicher Förderung 
sprachlich nicht ausreichend partizipieren können. Der Stundenplan neu zugewanderter Schü-
ler:innen kann jedoch nicht ausschließlich aus DaZ-Unterricht bestehen. Schule und Sprache 
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müssen Mittel zum Zweck sein und Inhalte transportieren, die über Grammatik und Wort-
schatz hinausgehen – insbesondere vor dem Hintergrund oft jahrelang ungeklärter Aufent-
haltsstatusfragen und Bleibeperspektiven. 

Um dieser Herausforderung angemessen zu begegnen, braucht es abgestimmte Fort- und 
Weiterbildungsangebote, die sowohl aktuelles fachliches Wissen zum Zweitsprachenlernen 
vermitteln als auch Raum für die Reflexion pädagogischer Haltungen eröffnen und in den Ar-
beitsalltag integrieren. Ebenso erforderlich sind zeitliche, personelle und organisatorische 
Ressourcen, die es Schulen ermöglichen, Fachunterricht anzubieten und darin sprachsensible 
Routinen zu entwickeln, zu erproben und nachhaltig zu etablieren. 
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7 Symposium: Fakten, Fakes und Transnationalität. Migrationsgesellschaft-
liche Realität vs. Nationalgesellschaftliche Illusion: Kritische Überlegungen 
zur Transformation einer „Schule der Nation” in eine Schule der Migrati-
onsgesellschaft 

Im Symposium „Fakten, Fakes und Transnationalität. Migrationsgesellschaftliche Realität vs. 
Nationalgesellschaftliche Illusion: Kritische Überlegungen zur Transformation einer „Schule 
der Nation” in eine Schule der Migrationsgesellschaft“ wurde anhand von drei Impulsbeiträ-
gen von Prof. Dr. Nicolle Pfaff (Universität Duisburg-Essen), Prof. Dr. Alisha Heinemann (Uni-
versität Bremen) und Prof. Dr. Ayça Polat (Carl von Ossietzky Universität Oldenburg) diskutiert. 

Es folgen eine gemeinsame Zusammenfassung und Kommentierung der Impulsbeiträge der 
Moderatorin Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu (Universität Bremen) und der Berichterstatterin 
Prof. Dr. Donja Amirpur (Hochschule Niederrhein) (7.1) sowie ein Kommentar von Prof. Dr. 
Ayça Polat (7.2). 

7.1 Zusammenfassung und Kommentierung der Impulse (Donja Amirpur und Yasemin Ka-
rakaşoğlu) 

Die erziehungswissenschaftliche Migrationsforschung hat sich in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten auf den Weg gemacht, Parameter einer eigenständigen erziehungswissenschaftlichen 
Transnationalismus- und Transnationalisierungsforschung zu formulieren und ihre Verhältnis-
bestimmung zu Internationalisierung und Inter- bzw. Transkulturalität von Bildung und Erzie-
hung auszuloten. Zu den Zielen dieser Suchbewegung gehört es, erziehungs- und bildungswis-
senschaftlich zentrale, ungleichheitsrelevante Phänomene im Feld von Migration, Mobilität 
und Internationalität nicht mehr getrennt voneinander, sondern in ihrer Verknüpfung und 
wechselseitigen Bezogenheit zu untersuchen. In der Verbindung von Transnationalität mit 
Mobilität sehen Vogel und Karakaşoğlu (2025) eine Chance, dem politisch vielfach missbrauch-
ten Begriff der Migration einen Begriff zur Seite zu stellen, der die Hierarchisierung unter-
schiedlicher Formen von Mobilität durch Schule vermeidet. 

Mit dem Bezug auf den Begriff der Transnationalität ist u.a. die Erwartung verbunden, dass er 
als analytische Klammer dazu beitragen könnte, die theoretische wie empirische Kluft zwi-
schen der Befassung mit Phänomenen der Internationalität auf der einen und migrationsge-
sellschaftlichen Transformationsprozessen, auf der anderen Seite, zu überwinden (Pfaff 2018; 
Hummrich/Pfaff 2019; Hinrichsen/Hummrich 2023).  

Transnationalität eröffnet Perspektive, die Widersprüchlichkeiten, Verstrickungen und Span-
nungen offenzulegen, die sich daraus ergeben, dass Schule nach wie vor national (regional und 
lokal) verfasst ist, während sich durch migrations- und weltgesellschaftliche Transformations-
prozesse Anforderungen an ein transnational erweitertes Verständnis von Bildung in Schulor-
ganisation und -praxis ergeben müssten.  

Daran schließt die Frage an, welche Konsequenzen sich für die Weiterentwicklung von Theo-
rie, Empirie und Praxis erziehungswissenschaftlicher Migrationsforschung aus einer Bezug-
nahme auf das Transnationalitätskonzept ergeben müssten und welche epistemologischen 
Grundlagen aus einer post- oder dekolonialtheoretisch informierten Perspektive kritisch hin-
terfragt werden müssten. 

Dazu hatten wir mit Nicolle Pfaff (Professur für Migrations- und Ungleichheitsforschung, Uni-
versität Duisburg-Essen) und Alisha Heinemann (Professur für Diversität und Machtkritik im 
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Kontext von Bildungsverläufen, Universität Bremen) zwei Kolleg:innen, die in der Erziehungs-
wissenschaft für theoretische Impulse und empirische Forschung zu Transnationalität und 
Post-/Dekolonialität stehen, eingeladen, uns mit ihren Impulsen zu einer Diskussion anzure-
gen. Ihre Beiträge mit den Titeln „Schule im globalen Raum - Schulgeschichtliche Deutungen 
von Schulleiter*innen aus dem Ruhrgebiet“ (Pfaff) und „Erziehungswissenschaft dekolonisie-
ren?“ (Heinemann) wurden von Ayça Polat (Professur für Sozialpädagogik in der Migrations-
gesellschaft, Carl von Ossietzky Universität Oldenburg), die zu beiden Forschungsperspektiven 
selbst arbeitet, kommentiert. Im Folgenden fassen wir die Inhalte, Diskussionspunkte und Er-
gebnisse dieses Symposiums zusammen. Der Kommentar von Ayça Polat erscheint im nächs-
ten Kapitel (7.2). 

Nicolle Pfaff und Alisha Heinemann untersuchten aus unterschiedlichen Perspektiven, wie 
Migration, Wissen und Bildung im Spannungsfeld von nationalstaatlichen, kolonialen und ka-
pitalistischen Strukturen verhandelt werden und wie eine Erneuerung dieser Verhandlung im 
pädagogischen Handlungsfeld und in der Erziehungswissenschaft aussehen könnte. Während 
Nicole Pfaff empirisch auf Schulgeschichten aus dem Ruhrgebiet fokussierte und die diskursive 
Thematisierung von Migration innerhalb der Institution Schule analysierte, entfaltete Alisha 
Heinemann in ihrem Beitrag eine theoretisch-dekoloniale Kritik an der westlich-modern gel-
tenden Wissensordnung und an den systemischen Grundlagen des Bildungssystems. Beide 
Perspektiven ergänzten einander, weil sie unterschiedliche Ebenen derselben Problemkons-
tellation beleuchteten: die Reproduktion gesellschaftlicher globaler Ungleichheiten durch 
schulische und durch wissenschaftliche Wissenspraktiken.  

Nicole Pfaff verwies eingangs auf eine zentrale historische Spannung in der Entwicklung des 
deutschen Schulsystems, nämlich dass die Aufgabe das Bildungssystem für die Vermittlung 
der für gesellschaftliche Teilhabe relevant gesetzten, einheitlichen deutschen Sprache und In-
halte zugleich aber systematisch Differenz und Ausschluss erzeugt hat. Diese Ambivalenz, das 
Nebeneinander von Gleichheitsideal und Ausschlusspraxis ist kein bloßes historisches Erbe, 
sondern eine bis heute wirksame Struktur der schulischen und erziehungswissenschaftlichen 
Wissensproduktion. Ausgehend von irritierenden Äußerungen von Schulleitungen über ihre 
Schulen auf einem von ihr besuchten Podium im Ruhrgebiet nahm sie das damit verbundene 
Entsetzen zum Anlass für ein Forschungsprojekt. In diesem Projekt ließ sie Schulleitungen die 
Geschichte ihrer Schule in der Annahme erzählen, dass in ihren Erzählungen ein spezifischer 
Diskurs über Migration konstruiert wird, der Auskunft geben kann über diesbezüglich habitu-
alisierte Orientierungen der Schule. Anhand von 20 schulgeschichtlichen Interviews mit Schul-
leitungen im Ruhrgebiet konnte ihre Studie aufzeigen, dass migrationsgesellschaftlicher Wan-
del in Schulnarrativen auf drei Weisen thematisiert wird: Erstens geschehe dies über das Nar-
rativ der Diversifizierung und einer damit verbundene Erweiterung des Leistungsspektrums 
von Schule. Dies gehe einher mit einer De-Thematisierung von Migration. Als zweites, verbrei-
tetes Narrativ identifizierte sie das des Abstiegs, in dem migrationsgesellschaftlicher Wandel 
als Belastung und Ursache schulischen und gesellschaftlichen Verfalls thematisch wird. Das 
dritte Narrativ war verbunden mit dem Element der Transformation. In diesem werden sozi-
alstrukturelle Veränderungen in der Gesellschaft als Anforderungen der Veränderung von 
Schule durchaus gesehen. Migrationsgesellschaftlicher Wandel gilt dabei als Normalität im 
Kontext globaler Transformation der Institution Schule. Diese sich in diesem narrativen Mus-
ter spiegelnde Orientierungsrahmen der Schulleitungen erweisen sich dabei nicht als blosse 
diskursive Varianten, sondern haben sehr konkrete Konsequenzen für die Teilhabechancen 
von Kindern und Jugendlichen in den Schulen. Mit anderen Worten: Die Art und Weise, wie 
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Migration in Schule thematisch (gemacht) wird, ist sehr eng verbunden mit entsprechenden 
schulischen und nicht zuletzt schulkulturellen Entwicklungen und Praktiken.  

Alisha Heinemann führte diese Gedanken in einer dekolonialen und epistemologischen Per-
spektive fort. Ausgangspunkt ihrer Ausführungen ist die Feststellung, dass sich Bildungssys-
teme als Produkte kolonialer Wissensordnungen fassen lassen. Im Mittelpunkt ihrer Analyse 
steht die historische Verknüpfung von Kolonialismus, Genozid und Wissensproduktion. Bereits 
im 16. Jahrhundert wurde ein hierarchisches Wissen etabliert, dass das westlich-christlich-
männliche Erkennungssystem als universell legitimierte und andere Wissensformen, insbe-
sondere indigene, weibliche oder nicht-westliche, marginalisierte oder gar zerstörte. Sie ver-
wies hiermit auf das Phänomen der „Epistemizide“, die Vernichtung von Wissen durch die 
Vernichtung von Menschen. Alisha Heinemann zog eine Linie von historischen Gewaltakten 
bis zu den heutigen Formen epistemischer und ökologischer Gewalt, mit Bezügen zu gegen-
wärtigen Wissensproduktionen und -verweigerungen gegenüber der globalen Klimakrise und 
globalen sozialen Ungleichheit. Und vor diesem Hintergrund wird Bildung als ein machtvolles 
Instrument sichtbar, das die Hierarchien durch Narrative des Fortschritts, der Objektivität, der 
Realität und Universalität aufrechterhält.  

Eine dekoloniale Pädagogik, so Alisha Heinemann, muss daher nicht lediglich alternative Per-
spektiven hinzufügen, sondern die grundlegenden Kategorien von Wissenschaft, von Subjek-
tivität und Wahrheit selbst infrage stellen. Ziel wäre eine radikale epistemologische Verschie-
bung. Neue Wege mit Wissensproduktion umzugehen mithilfe einer dekolonialen Erziehungs-
wissenschaft, die ihre eigenen Grenzen reflektiert, die nicht auf symbolischer Ebene der An-
rufung von Wissensformen verharrt und die sich einem fortwährenden reflexiven Prozess der 
Inverhältnissetzung zu ihren eigenen Annahmen und Schlussfolgerungen sowie deren Einbet-
tung in die Sicherung globaler Ungleichheitsverhältnisse verpflichtet. Eine solche dekoloniale 
Erziehungswissenschaft mache Wissen zur Beziehungspraxis, in der es um eine „gemeinsame 
Suche nach Wegen, das Leben in seiner Pluralität zu erhalten und zu ehren“ (Vortrag Alisha 
Heinemann) ginge. In diesem Sinne gelte Wissen dann als relational, verkörpert und verant-
wortungsorientiert. Erkenntnis werde dabei nicht als Besitz, sondern als Beziehung verstan-
den und Lernen nicht als Akkumulation von Wissen, sondern als ethisch-politischer Prozess 
der Verbundenheit. Auf diese Weise werde Bildung zu einer Form kollektiver und relationaler 
Verantwortlichkeit und damit zu einem Raum des Widerstands.  

In ihren darin anschließenden Kommentaren (7.2.) knüpfte Ayça Polat an die Kritik der herr-
schenden Wissensbestände sowie an ein Plädoyer zu ihrer Dekonstruktion an. Sie kritisierte 
den anhaltenden, vielleicht auch erstarkenden Instrumentalismus in Bildungsprozessen. Bil-
dung, so betonte sie, dürfe nicht als Erreichen konsensorientierter Ziele oder als Mittel zur 
Steigerung individueller Leistungsfähigkeit verstanden werden. Statt Konkurrenz, Leistungs-
druck oder Selbstoptimierung zu reproduzieren, forderte sie eine Stärkung von Bildungsfor-
maten, die Machtstrukturen und deren Wirkmächtigkeit in Bildungsprozessen sichtbar ma-
chen, sie kritisch reflektieren. Eine rassismus- und diskriminierungskritische Auseinanderset-
zung mit gesellschaftlichen Machtverhältnissen wurde von ihr dabei nicht als eine pädagogi-
sche Zusatzaufgabe pointiert, sondern mit Bezug auf eine radikale Demokratiebildung als not-
wendige Form des Widerstands. Statt an fixierten Curricula festzuhalten, plädierte Ayça Polat 
für die Öffnung von Bildungsräumen, die kontroverse Debatten über Machtherrschaft und ge-
sellschaftliche Positionierung ermöglichen, in denen Ambivalenzen, Unsicherheiten und Diffe-
renzen nicht als Störungen, sondern als produktive Momente der Erkenntnis verstanden wer-



 Tagungsdokumentation: Fakten, Fakes und Narrative  

54 
 

den, in denen Selbstkompetenz und Ambiguitätstoleranz als in Wechselwirkung zueinander-
stehend verstanden werden. Die so verstandene Fähigkeit, Unerwartetes auszuhalten und 
produktiv zu verarbeiten, wurde von ihr als ein zentrales Element emanzipatorischer Bildungs-
prozesse hervorgehoben.  

Alle Beiträge dieses Symposiums ließen sich als komplementäre Ebenen einer gemeinsamen 
Kritik an destruktiven, verengten und verengenden, gesellschaftliche Transformationspro-
zesse durch Globalisierung und Migration ignorierenden Bildungsverständnissen verstehen. 
Nicole Pfaff operierte dabei auf einer empirisch-institutionellen Ebene. Sie zeigte auf, wie mig-
rationsgesellschaftliche Transformation in schulischen Diskursen institutionell verhandelt 
wird. Sie verband dies mit einer Kritik an einer Neoliberalisierung der Schule, die zu einer Ver-
schärfung von Armut beiträgt, indem der Staat sich mit einer zunehmenden Output-Orientie-
rung aus seiner Verantwortung für die Bereitstellung von gerechter und Gesellschaft transfor-
mierender Bildung zurückzieht. Dies wird dort besonders offenkundig, wo benachteiligende 
sozialstrukturelle Rahmenbedingungen nicht bearbeitet und migrationsgesellschaftliche 
Transformationsprozesse (auch in intersektionaler Verknüpfung) ignoriert werden. Alisha Hei-
nemann fokussierte in ihrem Beitrag die theoretische-systemische Ebene, indem sie die Wis-
sensordnungen, die diese Diskurse und Strukturen erst ermöglichen und legitimieren aus einer 
dekonlonialkritischen Perspektive analysierte. In ihrem Kommentar lieferte Ayça Polat schließ-
lich grundlegende didaktische Impulse für eine rassismuskritische, migrationsgesellschaftlich 
und dekolononial informierte Schulentwicklung. Gemeinsam verweisen sie auf die Notwen-
digkeit, Schule als gesellschaftlichen Resonanzraum globaler Machtverhältnisse zu begreifen. 
Dabei trage die jeweilige nationale Schulform, als solche überhaupt erst entstanden im Kon-
text der Entwicklung von Nationalstaaten und zu ihrer Legitimation und Stabilität beitragend, 
koloniale und kapitalistische Wissenslogiken in sich, die bis heute im Sinne der Kontinuität 
sozialer Ungleichheit fortwirken. Dies drückt sich in der ungleichen Bewertung von Schüler:in-
nen, im nationalen curricularen Kanon, in Sprachhierarchien und in der Definition von Bildung 
selbst aus.  

In der anschließenden Diskussion mit den Teilnehmenden wurde die Notwendigkeit unterstri-
chen, nationale und nationalistische, koloniale und rassismusrelevante Wissensbestände zu 
identifizieren, reflektieren und zu dekonstruieren sowie den für die Schule so relevanten mig-
rationsgesellschaftlichen Wandel in ein Verhältnis zu der ökonomischen und sozialstrukturel-
len Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft zu setzen. Hier wurden durchaus ermuti-
gende und vorsichtigen Optimismus vermittelnde Beispiele aus den von den Teilnehmenden 
repräsentierten unterschiedlichen Pädagogik- und Lehramtscurricula verschiedener Hoch-
schulen genannt, in denen der Versuch unternommen werde, ein solches kritisches Bildungs-
verständnis zumindest anzubahnen. Damit wurde ein Rückbezug zum Eingangsimpuls der Ta-
gung von Aysun Doğmuş möglich, der die Gleichzeitigkeit disruptiver diskursiver Kontinuitäten 
im bundesdeutschen (und nicht nur diesem) Migrationsdiskurs mit ermutigenden kritischen 
Interventionen in genau diesen herausstellte. Sich von ersterem nicht entmutigen zu lassen, 
während man sich (weiterhin) an pädagogischen und wissenschaftlichen Interventionen aktiv 
beteiligt, stellte sich als das abschließende Credo dieses Symposiums heraus. 
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7.2 Kommentar: Kritische Überlegungen zur Migrationsgesellschaftlichen Realität vs. na-
tionalgesellschaftlicher Illusion (Ayça Polat) 

Gesellschaftliche Umbrüche, Disruptionen, transnationale Beziehungen und Ungewissheiten 
sind allgegenwärtig und stellen „ein Strukturmerkmal jeder Lebenspraxis“ dar (Helsper 2008, 
S. 162). Diese gesellschaftlichen Veränderungen erfordern alternative Lösungsansätze im Um-
gang mit komplexen Kontroversen und Krisen. Dafür sind besondere Kompetenzen notwen-
dig, wie etwa Ambiguitätstoleranz sowie Konflikt-, Diskurs- und Urteilsfähigkeit. Individuen 
stehen vor der Herausforderung, kontinuierlich an diesen Selbstkompetenzen zu arbeiten und 
vielfältige soziale Entwicklungen und Erwartungen mit individuellen Lebenskonzepten zu ei-
nem kohärenten Ganzen zu verbinden und Ungewissheit nicht ausschließlich als Bedrohung, 
sondern auch als Potenzial zu begreifen (s. Böhle/Busch 2012). 

Wenn Ambivalenzen, Ungewissheiten und Transformationen sowohl im gesellschaftlichen als 
auch im biografischen Entwicklungsprozess unvermeidbar sind, liegt es nahe, danach zu fra-
gen, welchen Beitrag Erziehung und Bildung leisten können, um Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene zu einem konstruktiven Umgang mit Komplexität, Widersprüchlichkeit und Kontin-
genz zu befähigen. Diese Frage möchte ich in einen Zusammenhang mit der folgenden Frage 
von Alisha Heinemann in ihrem Statement stellen: „Wenn Wissensproduktion weltweit darauf 
angelegt ist, das darunter liegende kapitalistische System zu legitimieren, und die Kolonisie-
rung von Menschen und Natur notwendig ist, um dieses System am Leben zu halten – was 
kann dann unsere Aufgabe als Erziehungswissenschaftler:innen sein, um Schulen und andere 
Bildungsräume in Orte zu transformieren, die es ermöglichen, andere Formen des globalen 
Zusammenlebens zu gestalten?“.  

Aus diesen Fragen lässt sich der Anspruch an pädagogische Professionalisierungspraxen for-
mulieren, in Bildungsräumen nicht nur Wissen zu vermitteln, sondern zu einer kritischen Aus-
einandersetzung mit scheinbar selbstverständlichen Wissensordnungen und epistemisch ge-
wachsenen kapitalistischen Ausbeutungsverhältnissen zu befähigen. Nicolle Pfaff argumen-
tiert ähnlich und plädiert in ihren Ausführungen dafür, in der Professionalisierung von Päda-
gog:innen „die Dekonstruktion von nationalistischen, kolonialen und rassismusrelevanten 
Wissensbeständen einzuüben“ und migrationsgesellschaftlichen Wandel „in ein Verhältnis zu 
ökonomischen und sozialstrukturellen Entwicklungen in der kapitalistischen Gesellschaft“ 
(Statement N. Pfaff) zu setzen. An diese Anforderungen anknüpfend, möchte ich drei Zielrich-
tungen pädagogischer Professionalisierung in der Migrationsgesellschaft formulieren. 
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1. Kritik am Instrumentalismus in Bildungsprozessen 

Zentral ist zunächst, Bildung nicht bloß als Instrument zur Erreichung vorgegebener Ziele zu 
verstehen, sondern als Raum, in dem Lernende als autonome Subjekte wahrgenommen und 
in ihrer Subjektwerdung unterstützt werden. Eine rein instrumentalistische Perspektive igno-
riert die Entwicklung der Lernenden als autonome Subjekte, indem sie Bildung auf ein bloßes 
Mittel zur Erreichung konsensorientierter Ziele reduziert und in konkurrierende Instrumente 
aufspaltet (s. Biesta 2022). Eine solche Perspektive gefährdet zudem die demokratische Rolle 
und Aufgabe von Bildungsinstitutionen, Pluralismus und Koexistenz zu vermitteln sowie ge-
sellschaftliche Ungleichheits- und Ausgrenzungsprozesse kritisch zu reflektieren.  

Wenn „Bildung als Unterbrechung“ (Biesta 2014, zit. n. A. Heinemann), also als „ethische Be-
gegnung mit dem Anderen“ (Statement A. Heinemann), verstanden wird, gilt es, in Bildungs-
prozessen Räume zu schaffen, in denen neoliberale Selbstverständnisse und damit verbun-
dene Ausbeutungsverhältnisse wie Konkurrenzdenken, Leistungsdruck oder Selbstoptimie-
rung kritisch reflektiert und alternative, solidarisch orientierte Subjektivitäten gefördert wer-
den können. Eine solche „Praxis der Welterzeugung“ (Statement A. Heinemann) eröffnet die 
Möglichkeit produktiver Auseinandersetzungen mit transnationalen Verantwortlichkeiten 
und Potenzialen des Widerstands gegen Gewalt- und Unterdrückungsverhältnisse, die unmit-
telbar mit politischen Subjektivierungsprozessen verbunden sind. 

2. Rassismus- und Diskriminierungskritik als Bildungsauftrag für politische Subjektivierungs-
prozesse 

Eine rassismus- und diskriminierungskritische Bildungspraxis versteht politische Subjektivie-
rung als offenen Prozess des Widerstands und der kritischen Auseinandersetzung mit beste-
henden Machtverhältnissen. Unter Einbezug theoretischer Ansätze zu Macht und Herrschaft 
kann in Bildungsprozessen dazu befähigt werden, gesellschaftliche und institutionelle Macht-
mechanismen zu erkennen und kritisch zu hinterfragen. Dies ist zentral für die Aufdeckung 
von Diskriminierungsverhältnissen und Ausschlussmechanismen in der Migrationsgesell-
schaft.  

Diese Perspektive knüpft an ein Verständnis agonistischer Demokratie an, das politische Bil-
dung jenseits einer bloßen Sozialisierung in eine demokratische Gemeinschaft als „aktiven 
Prozess des Widerstands“ (Kleinschmidt 2025) begreift. Zugleich ist damit der Anspruch ver-
bunden, Subjekte in ihrer komplexen sozial-kulturellen Zugehörigkeit wahr- und ernst zu neh-
men. Bildungsräume müssen demnach Pluralität als gesellschaftliche Normalität sichtbar ma-
chen und unterschiedliche Perspektiven zulassen. Anstelle fixierter Curricula gilt es, mehr 
Raum für kontroverse Debatten über Macht- und Wissensordnungen zu eröffnen. Lernende 
können so befähigt werden, bestehende hegemoniale Ordnungen zu hinterfragen sowie neue 
Formen des Zusammenlebens zu denken und einzufordern. Diese Ansprüche erfordern, dass 
Lehrende nicht nur Wissen vermitteln, sondern als Begleiter:innen politischer Subjektwer-
dungsprozesse agieren, die Ambivalenzen, Unsicherheiten und Differenzen zulassen. Voraus-
setzung hierfür ist eine fundierte reflexive Auseinandersetzung mit Macht- und Herrschafts-
kritik sowie ein Bewusstsein für eine dekoloniale Erziehungswissenschaft, die die vermeintli-
che „Alternativlosigkeit“ von Curricula, institutionellen Strukturen und sozialen Wissensord-
nungen infrage stellt (s. Schäfer 2022). 

3. Stärkung der Selbstkompetenz in Wechselwirkung mit Ambiguitätstoleranz 

Werden Bildungsprozesse nicht „als Werkzeug zur Stabilisierung bestehender Ordnungen, 
sondern als ethisch-politische Verantwortung“ (Statement A. Heinemann) für den Schutz von 
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Menschenrechten und natürlichen Ressourcen verstanden, ergibt sich daraus die Notwendig-
keit, Subjekte in ihrer Fähigkeit zu stärken, sich auf vielfältige und teilweise widersprüchliche 
gesellschaftliche Realitäten einzulassen und bei aller Unterschiedlichkeit dem wechselseitigen 
Anspruch auf Anerkennung gerecht zu werden (s. Veith 2023). Bildungsinstitutionen bieten 
die Möglichkeit, täglich Erfahrungen mit gesellschaftlicher Pluralität zu machen und Kompe-
tenzen wie Ambiguitätstoleranz und Konfliktfähigkeit zu erwerben und einzuüben (s. Biesta 
2022). Eine phänomenologische Perspektive (s. Agostine/Bube 2024) kann hierfür wichtige 
Impulse liefern, da sie die gelebte, erfahrungsbasierte Natur pädagogischen Handelns in den 
Mittelpunkt stellt und den situativen sowie diskontinuierlichen Charakter von Bildungsprakti-
ken betont.  

Erfahrungen werden dabei als grundlegender Zugang zur Welt und zur pädagogischen Praxis 
verstanden. Eine solche Haltung kann Offenheit gegenüber Mehrdeutigkeit und Unvorherge-
sehenem fördern und dazu beitragen, komplexe und ambivalente Situationen besser zu ver-
stehen und zu bewältigen. Sie kann Ausgangspunkt für eine Beziehung zwischen Lehrenden 
und Lernenden sein, in der Wissen als „ko-kreativer, relationaler und verantwortungsvoller 
Prozess“ (Statement A. Heinemann) entsteht. Damit verbunden ist auch die Integration alter-
nativer Lernformen und Didaktiken, die partizipativ und inklusiv angelegt sind und Bildungs-
prozesse als lebendige, konstruktiv und diversitätsbewusst gestaltete Erfahrungsräume be-
greifen. Auf diese Weise können zugleich zentrale Voraussetzungen für demokratisches Be-
wusstsein sowie für die Entstehung transnationaler Verantwortungsgemeinschaften geschaf-
fen werden. 
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8 Podiumsdiskussion: Wie ist eine rassismuskritische und migrationsgesell-
schaftliche Perspektive in die Lehrer:innenbildung integriert? Desiderate 
und Herausforderungen angesichts der internationalen Zunahme von 
Rechtspopulismus 

Der Fachtag endete mit einer Podiumsdiskussion mit dem Titel „Wie ist eine rassismuskriti-
sche und migrationsgesellschaftliche Perspektive in die Lehrer:innenbildung integriert? Desi-
derate und Herausforderungen angesichts der internationalen Zunahme von Rechtspopulis-
mus“. Prof. Dr. Merle Hummrich (Goethe Universität Frankfurt), Prof. Dr. İnci Dirim (Universi-
tät Wien, Österreich) und Prof. Dr. Akiko Ito (Universität Fukuoka, Japan) – und damit drei 
Professorinnen aus unterschiedlichen nationalen Kontexten – bereicherten diese mit ihren In-
puts.  

Es folgen der Einführungsbeitrag des Moderators Dr. Dennis Barasi (Universität Bremen) (8.1.) 
sowie die Beiträge von Prof. Dr. Merle Hummrich (8.2) und Prof. Dr. Akiko Ito (8.3) 

8.1 Einführung (Dennis Barasi) 

Bisher gibt es nur wenige rassismuskritische Studien zur rassismuskritischen Professionalisie-
rung von (angehenden) Lehrkräften im Studium (etwa Barasi 2024; Kasatschenko 2026; Shure 
2021), im Vorbereitungsdienst (etwa Doğmuş 2022, Fereidooni 2016) oder in Fortbildungen 
(Doğmuş/Steinbach 2024; Gomolla et al. 2016; Weis 2017). Die bislang vorliegenden rassis-
muskritischen Studien zur Lehrer:innenbildung machen deutlich, dass eine stärkere Imple-
mentierung rassismuskritischer und migrationsgesellschaftlicher Perspektiven notwendig ist 
(Fereidooni et al. 2026; Ohm et al. 2025). Nichtsdestotrotz zeigt die rassismuskritische For-
schung, dass eine rassismuskritische Professionalisierung häufig ausschließlich als Wahlange-
bot im Lehramtsstudium implementiert ist und sich häufig lediglich auf den Bereich der Erzie-
hungswissenschaften beschränkt (Barasi 2024). Hinzu kommt, dass bestehende Modulbe-
schreibungen selbst migrationsgesellschaftliche Differenz- und Ungleichheitsverhältnisse  
(re-)produzieren und festigen (Doğmuş et al. 2018). 

Die rassismuskritische Professionalisierung der Lehrer:innenbildung bildet einen Arbeits-
schwerpunkt in der Forschung im Arbeitsbereich Bildung in der Migrationsgesellschaft des 
Fachbereichs Erziehungs- und Bildungswissenschaften der Universität Bremen, insbesondere 
auch in den von Yasemin Karakaşoğlu betreuten Dissertationen. Hierzu gehören Auseinander-
setzungen zu Zugängen zum Lehramtsstudium (Wojciechowicz 2018), mit dem Lehramtsstu-
dium (Barasi 2024; i. E.; Doğmuş et al. 2018), mit dem Referendariat (Doğmuş 2022) und mit 
Fortbildungen (Barasi et al. 2025). Zudem erfolgten weitere Publikationen mit Impulsen für 
die rassismuskritische Professionalisierung von (angehenden) Lehrer:innen (etwa Barasi/Ka-
rakaşoğlu 2025; Doğmuş et al. 2016; Karakaşoğlu/Mecheril 2019). Auch in der Lehre ist die 
rassismuskritische Professionalisierung der Lehramtsstudierenden in dem vom Arbeitsbereich 
Bildung in der Migrationsgesellschaft verantworteten Modul „Umgang mit Heterogenität in 
der Schule“ (Barasi et al. 2019; Doğmuş/Karakaşoğlu 2016; Fantini/Karakaşoğlu 2018) struk-
turell an der Universität Bremen verankert. Vor diesem Hintergrund war es uns als Organisa-
tor:innen der Tagung ein besonderes Anliegen, den Blick zu weiten auf andere, internationale 
Lehrer:innenbildungskontexte. 

Drei Kolleg:innen aus Frankfurt, Wien und Fukuoka wurden eingeladen, um bei der Podiums-
diskussion unterschiedliche Perspektiven im Hinblick auf eine rassismuskritische Lehrer:innen-
bildung und die Desiderate und Herausforderungen angesichts der internationalen Zunahme 
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von Rechtspopulismus einzubringen:Merle Hummrich (Professur für Erziehungswissenschaft 
mit dem Schwerpunkt Jugend und Schule, Goethe Universität Frankfurt): Widerstände einer 
rassismuskritischen und migrationsgesellschaftlichen Perspektive in der Lehrer:innenbildung 

İnci Dirim (Professur für Deutsch als Zweitsprache am Institut für Germanistik, Universität 
Wien, Österreich): Rassismuskritik und migrationsgesellschaftliche Perspektive in der Leh-
rer:innenbildung der Universität Wien und der PH Wien 

Akiko Ito (Professur für Pädagogik und klinische Psychologie mit dem Schwerpunkt Interkultu-
relle Bildung, Universität Fukuoka, Japan): Wie ist eine rassismuskritische und migrationsge-
sellschaftliche Perspektive in die Lehrer:innenbildung in Japan integriert? Desiderate und Her-
ausforderungen angesichts der internationalen Zunahme von Rechtspopulismus. 
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8.2 Widerstände einer rassismuskritischen und migrationsgesellschaftlichen Perspektive 
in der Lehrer:innenbildung (Merle Hummrich) 

Der international erstarkende rechtsnationale Diskurs zeigt auch in Teilen der politischen 
Mitte Verschiebungen, die auf eine langfristige Erosion solidarischer Gesellschaftsmodelle 
verweisen. Demokratische Krisen werden dabei häufig personalisiert oder als temporäre Phä-
nomene gedeutet. Beiträge zur Theorie der regressiven Demokratie machen demgegenüber 
deutlich, dass Teilhabeversprechen schleichend auch aus der gesellschaftlichen Mitte heraus 
prekär werden (s. Lessenich 2019). Angriffe auf eine pluralistische Gesellschaft sind insofern 
Ausdruck und zugleich Verstärkung dieser Entwicklung. 
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In Schule und Lehrer:innenbildung zeigt sich – dies ist die Ausgangsthese des Beitrags –, dass 
ausgrenzende und diskriminierende Strukturen, die Schule historisch begleiten, gegenwärtig 
neue Legitimationsgrundlagen erhalten. Um dies zu analysieren, wird das Konzept einer ras-
sismuskritischen Migrationsforschung herangezogen (Mecheril et al. 2013) und die Verstri-
ckung pädagogischer Institutionen in nationale und rassialisierende Ordnungen reflektiert. 
Lehrer:innenbildung erscheint hierin als institutionell gerahmte Wissenspraxis, in der episte-
mische Praktiken und Machtverhältnisse wirksam werden (Karakaşoğlu/Schäfer 2021). 

Der disziplinäre Konsens über die Notwendigkeit rassismuskritischer Perspektiven – etwa im 
Kerncurriculum Erziehungswissenschaft (Hummrich 2024) – verdeckt jedoch die strukturellen 
Bedingungen, unter denen Lehrer:innenbildung operiert. Vor diesem Hintergrund sollen mit 
den folgenden fünf Thesen die institutionellen Mechanismen analysiert werden, die Rassis-
muskritik in der Lehrer:innenbildung systematisch begrenzen. 

These 1 | Die Institutionelle Trägheit 

Die Beobachtung, dass rassismuskritische Inhalte in der universitären Lehrerinnenbildung 
weitgehend vom Engagement Einzelner abhängen verweist darauf, dass Rassismuskritik und 
migrationsgesellschaftliche Perspektiven im Studium nicht systematisch integriert sind. Ent-
sprechend ist es möglich, das Studium auch an solchen Inhalten vorbeizuführen – eventuell 
bleibt eine vage Erinnerung an einzelne Bezüge auf das Thema Migration. Zugleich können 
vermeintliche Herausforderungen von Heterogenität in managerial bearbeitet werden, ohne 
dass ihre gesellschaftlichen und machtbezogenen Dimensionen in den Blick geraten. In der 
zweiten Phase der Lehrer:innenbildung – oder angesichts des Lehrkräftemangels bereits wäh-
rend des Studiums – tritt zudem der Handlungsdruck der Praxis vielfach an die Stelle einer 
systematischen rassismuskritischen Professionalisierung. 

Auch entfaltet das erziehungswissenschaftliche Kerncurriculum der DGfE, in dem Rassismus-
kritik und migrationsgesellschaftliche Bedingungen von Bildungsprozessen als systematische 
Inhalte ausgewiesen sind, in der Lehrer:innenbildung keine Verbindlichkeit. Dominant ist die 
KMK-Logik standardisierter Kompetenzbereiche (Innovation, Erziehung, Unterricht, Diagnos-
tik). Hier zeigt sich eine strukturelle Verschiebung weg von gerechtigkeitsorientierten Inhalten 
hin zu einer technokratisch-managerialen Bearbeitung pädagogischer Probleme. Der Fokus 
angehender Lehrkräfte richtet sich so primär auf Leistungsoutput und reproduziert so die 
schulische Logik. 

These 2 | Strukturelle Rahmenbedingungen 

So werden dann nicht nur Schüler:innen, sondern auch angehende Lehrkräfte in einem ent-
politisierten Studium primär kompetenzorientiert qualifiziert. Dadurch geraten etwa macht-
kritische Perspektiven ebenso aus dem Blick wie eine systematische Auseinandersetzung mit 
politischen Kräfteverhältnissen. Die Fähigkeit, Schule als politisch gerahmten Ort zu reflektie-
ren und pädagogische Entscheidungen in gesellschaftliche Macht- und Differenzordnungen 
einzuordnen, wird zugunsten eines technisch-administrativen Professionsverständnisses mar-
ginalisiert. 

Kritische Lehrer:innenbildungsforschung hat wiederholt darauf hingewiesen, dass professio-
nelle Urteilsfähigkeit nicht im Vollzug standardisierter Kompetenzen aufgeht, sondern we-
sentlich die Fähigkeit umfasst, Ambivalenzen auszuhalten, Machtverhältnisse zu erkennen 
und pädagogische Entscheidungen reflexiv zu begründen (Helsper 2021). Soll Lehrer:innenbil-
dung diesem Anspruch gerecht werden, bedarf es institutioneller und struktureller Rahmen-
bedingungen, die solche Reflexionsmomente in allen Phasen systematisch verankern. Bleibt 
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dies aus, beschränkt sich Rassismuskritik auf Einzelinitiativen und pädagogische Verantwor-
tung wird individualisiert, anstatt sie als professionelle und institutionelle Aufgabe zu begrei-
fen. 

These 3 | Die Universität als gesellschaftlicher Resonanzraum 

Wie der Schule wird auch der Hochschule zugeschrieben, gesellschaftliche Problemlagen be-
arbeiten zu sollen. Politische und soziale Konflikte – etwa Fragen der Migration oder rassis-
muskritischer Bildung – werden dabei häufig an die Bildungswissenschaft(en) delegiert. So sol-
len komplexe gesellschaftliche Herausforderungen bearbeitet werden, ohne dass dies institu-
tionell oder professionstheoretisch abgesichert wäre. In der Lehrer:innenbildung zeigt sich da-
bei eine Kontinuität des Othering: Die implizite Vorstellung, „weiße Lehrkräfte“ hätten „den 
Anderen“ etwas beizubringen, prägt weiterhin professionelle Selbstverständnisse und repro-
duziert koloniale Wissensordnungen. 

Fehlt ein reflexiver Zugang, droht Lehrer:innenbildung jene Problemlagen zu reproduzieren, 
die im Schulsystem selbst wirksam sind. Strukturelle Ungleichheiten werden in individuali-
sierte Verantwortlichkeiten übersetzt, was den zuvor beschriebenen demokratisch regressi-
ven Tendenzen entspricht. Kompetenzorientierte Lehrer:innenbildung wird so – entgegen ih-
ren eigenen programmatischen Ansprüchen – Teil jener Strukturen, die Differenz und Rassis-
mus nicht abbauen, sondern durch Entpolitisierung stabilisieren. 

These 4 | Demokratische Regression 

Die beschriebenen Entwicklungen sind oben bereits auf den Begriff der demokratischen Re-
gression bezogen worden (Lessenich 2019). Er verweist auf eine schleichende Erosion zentra-
ler demokratischer Normen wie Pluralismus, Minderheitenschutz und kritischer Öffentlich-
keit, die nicht auf politische Institutionen im engeren Sinne beschränkt bleibt, sondern Dis-
kurse und soziale Praktiken insgesamt erfasst. Besonders deutlich zeigt sich dies im Umgang 
mit Rassismuskritik und migrationsgesellschaftlichen Fragen: Während diese für demokrati-
sche Gesellschaften konstitutiv sind, werden sie zunehmend delegitimiert, als „Identitätspoli-
tik“ abgewertet oder populistisch pathologisiert und verlieren damit ihren Status als Bestand-
teil demokratischer Selbstprüfung. 

Universitäten und Lehrer:innenbildung geraten selbst in diese Spannungsfelder. Einerseits gel-
ten sie als Orte kritischer Reflexion, andererseits werden sie verstärkt Ziel politischer Inter-
ventionen, in denen wissenschaftliche Autorität infrage gestellt wird. Kleine Anfragen zu 
Diversitätsstrategien oder zu Forschenden im Bereich Rassismus und Differenz verweisen auf 
Versuche, in die Freiheit von Forschung und Lehre einzugreifen. Demokratische Regression 
zeigt sich hier als Prozess, der die Gegenstände wissenschaftlicher Auseinandersetzung sowie 
ihre institutionellen Bedingungen betrifft und damit die Voraussetzungen kritischer Lehrer:in-
nenbildung strukturell unter Druck setzt. 

These 5 und Fazit | Lehrer:innenbildung als Ort gesellschaftlicher Selbstbeobachtung 

Lehrer:innenbildung ist ein zentraler Indikator dafür, wie offen und reflexiv demokratische In-
stitutionen sind. Ob migrationsgesellschaftliche und rassismuskritische Perspektiven systema-
tisch Eingang in die Bildungsgänge finden, zeigt, in welchem Maße Institutionen bereit sind, 
ihre eigenen Machtverhältnisse, Zuschreibungspraktiken und normativen Grundlagen kritisch 
zu reflektieren. In diesem Sinne lässt sich Lehrer:innenbildung als Ort gesellschaftlicher Selbst-
beobachtung bestimmen: In ihr verdichten sich politische, institutionelle und professionelle 
Aushandlungen darüber, wie mit Differenz, Migration und Ungleichheit umgegangen wird und 
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welche Formen von Teilhabe künftigen Generationen eröffnet oder verschlossen werden. Die 
Frage nach ihrer inhaltlichen Ausrichtung ist damit kein randständiges bildungspolitisches De-
tail, sondern ein Indikator für den demokratischen Zustand einer Gesellschaft. 

Unter Bedingungen demokratischer Regression zeigt sich, dass Lehrer:innenbildung selbst Teil 
jener Prozesse ist, in denen demokratische Normen und Machtverhältnisse stabilisiert oder 
irritiert werden. Die Entpolitisierung rassismuskritischer Perspektiven verweist auf eine Dele-
gitimierung gesellschaftlicher Ungleichheitskonflikte. So ist die Lehrer:innenbildung ein Indi-
kator dafür, ob demokratische Gesellschaften zur selbstkritischen Reflexion ihrer eigenen Aus-
schlüsse fähig bleiben. 
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8.3 Wie ist eine rassismuskritische und migrationsgesellschaftliche Perspektive in die 
Lehrer:innenbildung in Japan integriert? Desiderate und Herausforderungen ange-
sichts der internationalen Zunahme von Rechtspopulismus (Akiko Ito) 

In den letzten Jahren hat sich eine zunehmende Bewegung gegen DEI (Diversity, Equity and 
Inclusion) gebildet. Japan ist keine Ausnahme von diesem Anstieg fremdenfeindlicher Stim-
men. Wie sehen unter diesen Umständen die Erfahrungen und Lernumgebungen von Kindern 
mit Migrationsgeschichte und einer vielfältigen Dimension aus? Schulen sind die letzte Bastion 
für die Wahrung von DEI, da sie es den Kindern ermöglichen, ihre Herkunft und Unterschiede 
positiv anzunehmen, zu lernen und zu wachsen. Um dies zu erreichen, muss die rassismuskri-
tische und migrationsgesellschaftliche Perspektive in die Lehramtsausbildung integriert wer-
den. 
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Rechtspopulismus in Japan 

In Japan wird der Begriff „Migration/Migrant:innen“ in politischen Dokumenten nicht verwen-
det. Da jedoch anerkannt wird, dass es sich bei den Betroffenen in der Praxis tatsächlich um 
Migrant:innen handelt, wird in diesem Beitrag der Begriff „Migration/Migrant:innen“ verwen-
det. 

Nach den Wahlen im Juli 2025, bei denen sich die Partei „Sanseito“ gegen Migration aus-
sprach, wurde die Ausländerpolitik, die zuvor kein zentrales Thema in politischen Debatten 
war, plötzlich zu einem wichtigen Punkt. Die Sanseito-Partei verwendet den Slogan „Japaner 
zuerst” (s. Tagesschau 25.09.2025). Dies führte zu Besorgnis in Bildungskreisen. Der nationale 
Lehrer:innnenkreis für die Bildung ausländischer Kinder in Japan warnt davor, dass japanische 
Kinder die Sprachen mehrsprachiger Kinder unbewusst übernehmen könnten. Solche Slogans 
bergen die Gefahr, dass Kinder mit Migrationsgeschichte isoliert werden und ihr sicheres Ler-
numfeld gefährdet wird. 

Realität: Wir brauchen mehr Migrant:innen 

Wie sieht nun die tatsächliche Situation aus? Betrachten wir einmal den Anteil der Migrant:in-
nen in Japan. Ende Juni 2025 lebten etwa 3,96 Millionen Ausländer:innen in Japan (Immigra-
tion Services Agency 2025). Ihre Herkunftsländer sind unter anderem China, Vietnam, Südko-
rea, die Philippinen, Nepal, Indonesien und Brasilien. Dies entspricht einem Anteil von ca. 3 %, 
der deutlich unter dem Anteil in Deutschland oder anderen europäischen Ländern liegt. Die 
japanische Gesellschaft sieht sich aufgrund des demographischen Wandels mit einem Rück-
gang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter konfrontiert. Folglich kann die Gesellschaft 
ohne die Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte nicht funktionieren. Dies hat zu Proble-
men geführt, da zwar Maßnahmen zur Aufnahme ausländischer Arbeitskräfte umgesetzt wur-
den, diese jedoch nicht als Einwanderungspolitik behandelt werden. 

Wie kann eine rassismuskritische und migrationsgesellschaftliche Perspektive in die Leh-
rer:innenbildung integriert werden? 

Lehramtsausbildung in Japan 

Die Lehramtsausbildung in Japan erfolgt durch den Abschluss eines vierjährigen Bachelor-Stu-
diengangs in Verbindung mit einem Lehramtsausbildungskurs. Die Lehramtsausbildungspro-
gramme werden vom Kerncurriculum für die Lehramtsausbildung des Kultusministeriums 
festgelegt und müssen akkreditiert sein. Das Kerncurriculum für die Lehramtsausbildung ist in 
vier Fachgruppen unterteilt. Die für die Fächer im Rahmen des Lehramtsausbildungskurses 
verantwortlichen Lehramtsausbilder:innen müssen die Veranstaltungen gemäß diesem 
Kerncurriculum gestalten. 

Dort finden sich praktisch keine Verweise auf Kinder mit Migrationsgeschichte. Sie werden nur 
am Rande im Fach „Verständnis für Kleinkinder und Schüler:innen, die besondere Unterstüt-
zung benötigen“ behandelt. In der Lehramtsausbildung in Japan liegt der Schwerpunkt in der 
Regel auf der Verbesserung der Lehrfähigkeiten der angehenden Lehrer:innen mit dem Ziel, 
die schulischen Leistungen der Kinder zu verbessern. Daher ist es äußerst selten, dass Kinder 
mit Migrationsgeschichte als ein spezifisches Thema in Lehramtsausbildungsprogrammen be-
handelt werden. 

Desiderate 

Aus meiner Sicht als Forscherin im Bereich der Migrationspädagogik lässt sich sagen, dass Dis-
kussionen über Rassismuskritik und Migrationspädagogik in der japanischen Bildungspolitik 
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und -forschung fehlen. Angesichts des oben genannten Anteils an Migrant:innen könnte man 
es für selbstverständlich halten, dass Kinder mit Migrationsgeschichte nicht als Streitpunkt 
auftauchen. Dies ist jedoch vermutlich darauf zurückzuführen, dass verschiedene Minderhei-
ten im Laufe der Zeit unsichtbar gemacht wurden. Aufgrund seiner Kolonialgeschichte beher-
bergt Japan eine große Gemeinschaft von Zainichi-Koreaner:innen (Koreanische Japaner:in-
nen).  

Derzeit finden Expert:innentreffen zum Thema Bildung von Schüler:innen mit Migrationsge-
schichte statt, doch beschränken sich die Diskussionen weiterhin auf den japanischen Unter-
richt. Eine Perspektive, die sich mit den diskriminierenden Strukturen befasst, die den Bil-
dungserfolg dieser Kinder behindern – also eine Perspektive, die das bestehende Bildungssys-
tem hinterfragt – fehlt. 

Was die Forschung zur Lehrer:innenbildung betrifft, so gibt es Diskussionen darüber, wie die 
japanische Sprachbildung in die Lehramtsausbildungsprogramme integriert werden kann. Dar-
über hinaus findet man gelegentlich Forschungsarbeiten zur Lehramtsausbildung in Ländern 
wie den USA und Deutschland, die sich mit Stichworten wie sozialer Gerechtigkeit und Inklu-
sion befassen (Ito 2025; Ito/Sato 2020, 2026). Aber, es gibt nach wie vor zu wenig Forschung, 
die Schulen und Bildung in Japan aus einer rassismuskritischen oder migrationsgesellschaftli-
chen Perspektive kritisch hinterfragt. 

Herausforderungen 

Angesichts dieser Fallstricke in der Bildungspolitik und -forschung stößt die Einführung von 
Perspektiven der Rassismuskritik und der Migrationspädagogik in die Lehramtsausbildung in 
Japan auf zahlreiche Hindernisse. Es scheint eine Diskrepanz zu bestehen zwischen der Reali-
tät der zuvor unsichtbaren Minderheitengruppen und der wachsenden Zahl von Kindern mit 
Migrationsgeschichte einerseits und der derzeitigen Bildungspolitik und Lehramtsausbildung 
andererseits. 

Angesichts des zunehmenden Rechtspopulismus besteht zudem die Gefahr, dass Kinder mit 
Migrationsgeschichte bewusst aus dem Geltungsbereich der Bildungspolitik ausgeschlossen 
werden. Darüber hinaus birgt die verstärkte Förderung der japanischen Sprache die Gefahr, 
dass diese lediglich als Instrument zur Assimilation wahrgenommen wird. 

Die Lehramtsausbildung mit Perspektiven auszustatten, die die Existenz unsichtbarer Minder-
heiten und die in den bestehenden Bildungssystemen vorhandene Diskriminierung anerken-
nen, ist sowohl unerlässlich als auch eine Herausforderung, um DEI für Kinder in einer rechts-
populistischen Tendenz zu gewährleisten. 

Wie und wo könnte man anfangen? 

Was können Lehramtsausbilder:innen oder Forscher:innen angesichts dieser Herausforderun-
gen tun?  

Aus institutioneller Sicht ist „Menschenrechtsbildung“ eine Möglichkeit. Viele Universitäten, 
die Lehramtsausbildungsprogramme anbieten, haben Menschenrechtsbildung als eigenstän-
diges Fach in ihr Programm aufgenommen. Die in diesen Kursen behandelten Themen betref-
fen häufig die gruppenbezogene Diskriminierung, die in der japanischen Gesellschaft als Min-
derheiten gelten (Sato/Ito 2024). Die Verbesserung dieser Menschenrechtsbildung könnte 
möglicherweise die Grundlage für die Einführung einer rassismuskritischen und migrationsge-
sellschaftlichen Perspektive in Japan bilden. 
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Was kann ich als eine der Lehramtsausbilder:innen, die für Fächer im Kerncurriculum verant-
wortlich sind, tun?  

Ich kann eine Perspektive vermitteln, die bestehende Inhalte mit den Realitäten und For-
schungsergebnissen von Migrantenkindern und Kindern mit einer oder mehreren vielfältigen 
Dimension(nen) verbindet und gleichzeitig das Kerncurriculum einhält. Darüber hinaus kann 
ich durch den Austausch dieser Perspektive und dieses Bewusstseins mit anderen Lehramts-
ausbilder:innen, die sich in ihrer Forschung auf andere Diversitäts-, Differenz- und Ungleich-
heitsdimensionen konzentrieren, und durch gemeinsame Überprüfung vom Lehramtspro-
gramm unter intersektionalen Gesichtspunkten die bestehende Lehramtsausbildung in eine 
Lehrer:innenbildung mit einer diskmirinierungssensiblen Perspektive umwandeln. 
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